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EINGANGSBESTIMMUNGEN

Diese Praktischen Durchfihrungsbestimmungen (im Folgenden:
PDB) erlautern und prazisieren bestimmte Vorschriften der
Verfahrensordnung und sollen es den Vertretern der Parteien bzw.
den in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten ermaoglichen,
vom Gericht zu berucksichtigenden Aspekten Rechnung zu tragen,
insbesondere  solchen  beziglich  der  Einreichung  von
Verfahrensschriftsticken und Unterlagen, deren Gestaltung und
Ubersetzung  sowie dem  Dolmetschen in  mundlichen
Verhandlungen.

Die in Art. 1 der Verfahrensordnung enthaltenen Definitionen gelten
fur diese PDB.



KANZLEI

Dienstraume der Kanzlei

Die Dienstraume der Kanzlei befinden sich an folgender Adresse:
Kanzlei des Gerichts der Europdischen Union

Rue du Fort Niedergrunewald

L-2925 Luxemburg

Die E-Mail-Adresse der Kanzlei lautet: GC.Registry@curia.europa.eu

Die Kanzlei ist an allen Werktagen geotffnet. Als Werktage gelten alle
Tage auller Samstagen, Sonntagen und den gesetzlichen Feiertagen,
die in dem in Art. 58 Abs. 3 der Verfahrensordnung vorgesehenen
Verzeichnis aufgefuhrt sind.

Ist ein Werktag im Sinne der vorstehenden Nr. 4 fur die Beamten
und sonstigen Bediensteten des Organs ein Feiertag, wird durch
einen Bereitschaftsdienst die Madglichkeit gewahrleistet, sich
wahrend der Offnungszeiten mit der Kanzlei in Verbindung zu
setzen.

Die Kanzlei ist zu folgenden Zeiten gedffnet:
— am Vormittag: montags bis freitags von 9.30 Uhr bis 12.00 Uhr,

— am Nachmittag: montags bis donnerstags von 14.30 Uhr bis 17.30
Uhr und freitags von 14.30 Uhr bis 16.30 Uhr.

Die Kanzlei ist eine halbe Stunde vor Beginn jeder mundlichen
Verhandlung fur die zu dieser Verhandlung geladenen Personen
zuganglich.

AuBerhalb der Offnungszeiten der Kanzlei kénnen die in Art. 72
Abs. 4 der Verfahrensordnung bezeichnete Anlage sowie die in
Art. 147 Abs.6, Art.205 Abs.2 und Art.239 Abs.2 der
Verfahrensordnung bezeichneten Verfahrensschriftsticke zu jeder
Tages- und Nachtzeit beim diensthabenden Pfértner an den
Eingangen der Gebdude des Gerichtshofs der Europaischen Union
rechtswirksam  eingereicht werden. Dieser vermerkt mit
verbindlicher Wirkung Tag und Uhrzeit der Einreichung und stellt
eine Empfangsbestatigung aus.
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

Register

In das Register werden alle in den beim Gericht anhangigen
Rechtssachen zu den Akten gegebenen Schriftstlicke eingetragen.

In das Register werden auch die gemal3 Art. 105 Abs. 1 oder 2 der
Verfahrensordnung vorgelegten Auskinfte oder Unterlagen
eingetragen, deren Behandlung durch den Beschluss des Gerichts
vom 14. September 2016 geregelt wird.

Die Eintragungen in das Register werden in aufsteigender Folge mit
einer Nummer versehen, die unmittelbar an die Nummer der letzten
Eintragung anschlieRt. Sie erfolgen in der Verfahrenssprache. Sie
enthalten insbesondere die Daten der Einreichung und der
Eintragung, die Rechtssachennummer und die Art des Schriftstlcks.

Das in elektronischer Form geflhrte Register ist so gestaltet, dass
keine Registrierung geldscht werden kann und dass jede spatere
Anderung einer Eintragung erkennbar ist.

Gemal Art. 125c der Verfahrensordnung werden die im Rahmen
des Verfahrens zur gutlichen Beilegung im Sinne der Art. 125a bis
125d der Verfahrensordnung vorgelegten Unterlagen in ein
spezielles Register eingetragen, das nicht der Regelung der Art. 36
und 37 der Verfahrensordnung unterliegt.

Rechtssachennummer

Jede Rechtssache erhalt bei der Eintragung der Klageschrift bzw. der
Weiterleitung eines Vorabentscheidungsersuchens durch den
Gerichtshof gemall Art.50b der Satzung in das Register eine
Ordnungsnummer mit einem  vorangestellten T und
nachgestellter Jahresangabe.

Antrage auf vorlaufigen Rechtsschutz, Antrage auf Zulassung zur
Streithilfe, Antrage auf Berichtigung oder Auslegung, Antrage auf
Abhilfe  gegen das Unterlassen einer Entscheidung,
Wiederaufnahmeantrage, Einspriche gegen Versaumnisurteile oder
Drittwiderspriche, Kostenfestsetzungsantrage und Antrage auf
Bewilligung von Prozesskostenhilfe in Bezug auf anhangige Klagen
oder Vorabentscheidungssachen erhalten dieselbe
Ordnungsnummer wie die Hauptsache mit einem nachgestellten
Zusatz, der anzeigt, dass es sich um getrennte besondere Verfahren
handelt.

Ein Antrag auf Prozesskostenhilfe, der vor der Einreichung einer
Klage gestellt wird, erhdlt eine Ordnungsnummer mit einem
vorangestellten ,T-“ und nachgestellter Jahresangabe sowie einem
speziellen Zusatz.



17.

18.

19.

20.

D.1.

21.

22.

23.

Eine Klage, vor deren Einreichung ein sich auf sie beziehender
Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe gestellt worden ist,
erhdlt dieselbe Rechtssachennummer wie der Antrag, ohne den
speziellen Zusatz.

Eine Rechtssache, die vom Gerichtshof nach einer Aufhebung
zuruckverwiesen worden ist, erhalt die Nummer, die sie zuvor beim
Gericht erhalten hatte, mit einem nachgestellten speziellen Zusatz.

Die betreffenden Zusatze sind in Anlage 1 dieser PDB aufgefuhrt.

Die Ordnungsnummer der Rechtssache einschliellich etwaiger
Zusatze und die Parteien werden in den Verfahrensschriftsticken,
im Schriftverkehr in Bezug auf die Rechtssache sowie in den
Veroffentlichungen des Gerichts und in den o6ffentlich zuganglichen
Dokumenten und Informationen betreffend die Rechtssache
angegeben. Werden Daten nach den Art. 66, 66a oder 201 der
Verfahrensordnung weggelassen, wird die Angabe der Parteien
entsprechend angepasst.

Akten der Rechtssache und Einsicht in die Akten der
Rechtssache

Fihrung der Akten der Rechtssache

Die Akten der Rechtssache enthalten die Verfahrensschriftsticke,
gegebenenfalls mit Anlagen, und alle anderen bei der Entscheidung
uber die Rechtssache berucksichtigten Schriftsticke sowie den
Schriftverkehr mit den Parteien und die Zustellungsnachweise.
Gegebenenfalls enthalten sie auch Auszlge aus
Kammersitzungsprotokollen, das Protokoll Uber die Zusammenkunft
mit den Parteien, den Sitzungsbericht in Klageverfahren, das
Protokoll Uber die mindliche Verhandlung und das Protokoll tGber
den Beweistermin sowie die in der Rechtssache registrierten
Entscheidungen und Feststellungen.

Jedes zu den Akten der Rechtssache genommene Schriftstick muss
die Registernummer im Sinne von Nr.11 und eine laufende
Nummer enthalten. Dartuber hinaus mussen die von den Parteien,
den nationalen Gerichten und den in Art.23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten eingereichten Verfahrensschriftsticke und
etwaige Kopien davon das Datum der Einreichung und das Datum
der Eintragung in das Register in der Verfahrenssprache enthalten.

Die vertraulichen und die nicht vertraulichen Fassungen der
Verfahrensschriftsticke mit inren Anlagen werden in den Akten der
Rechtssache getrennt abgelegt.



24.

25.

26.

27.

28.

D.2.

1)

20.

2)

30.

31.

32.

Schriftsticke in Bezug auf die besonderen, oben in Nr. 15 genannten
Verfahren werden in den Akten der Rechtssache getrennt abgelegt.

Die im Rahmen eines Verfahrens zur gutlichen Beilegung im Sinne
von Art.125a der Verfahrensordnung vorgelegten Unterlagen
werden in einer von der Akte der Rechtssache gesonderten Akte
abgelegt.

Verfahrensschriftstiicke nebst Anlagen, die in einer Rechtssache
eingereicht und zu den Akten dieser Rechtssache genommen
worden sind, kdnnen nicht bei der Vorbereitung der Entscheidung in
einer anderen Rechtssache berucksichtigt werden.

Nach dem Abschluss des Verfahrens vor dem Gericht sorgt die
Kanzlei fur die Schlieung und die Archivierung der Akten der
Rechtssache und der in Art. 125c Abs.1 der Verfahrensordnung
bezeichneten Akte. Die geschlossenen Akten enthalten ein
Verzeichnis aller zu den Akten der Rechtssache genommenen
Schriftsticke sowie die Zustellungsnachweise und eine Feststellung
des Kanzlers, dass die Akten vollstandig sind.

Die Behandlung der nach Art.105 Abs.1 oder 2 der
Verfahrensordnung vorgelegten Ausklnfte oder Unterlagen wird
durch den Beschluss des Gerichts vom 14. September 2016 geregelt.

Akteneinsicht und Erhalt von Kopien der Akten der Rechtssache
Gemeinsame Bestimmungen

Auf Antrag eines Dritten erteilt der Kanzler eine Kopie von
Beschlussen, sofern diese nicht bereits offentlich zuganglich sind
und keine vertraulichen Daten enthalten, sowie von
Registerauszugen.

Klageverfahren

Die Vertreter der Hauptparteien konnen die Akten der Rechtssache
in den Dienstraumen der Kanzlei einsehen.

Die Vertreter der nach Art.144 der Verfahrensordnung zur
Streithilfe zugelassenen Parteien haben vorbehaltlich von Art. 144
Abs. 5 und 7 der Verfahrensordnung das gleiche Recht auf Einsicht
in die Akten der Rechtssache wie die Hauptparteien.

Bei verbundenen Klageverfahren haben die Vertreter aller Parteien
vorbehaltlich von Art. 68 Abs. 4 der Verfahrensordnung das Recht,
die Akten der von der Verbindung betroffenen Rechtssachen
einzusehen. Dagegen besteht kein solches Einsichtsrecht, wenn eine
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33.

34.

35.

36.

3)

37.

38.

39.

gemeinsame mundliche Verhandlung gemall Art.106a der
Verfahrensordnung durchgeftuhrt wird.

Personen, die ohne Mitwirkung eines Anwalts einen Antrag auf
Bewilligung  von  Prozesskostenhilfe  nach  Art. 147  der
Verfahrensordnung gestellt haben, haben das Recht auf Einsicht in
die die Prozesskostenhilfe betreffenden Akten. Wird ein Anwalt zu
ihrer Vertretung bestimmt, ist nur dieser Vertreter zur Einsicht in
diese Akte berechtigt.

Die  Einsichtnahme in  die vertrauliche Fassung der
Verfahrensschriftsticke und gegebenenfalls deren Anlagen wird nur
den Parteien gewadhrt, denen gegenuber keine vertrauliche
Behandlung beantragt oder gewahrt worden ist.

Betreffend die gemal3 Art. 105 Abs. 1 oder 2 der Verfahrensordnung
vorgelegten Auskunfte oder Unterlagen wird auf Nr. 28 verwiesen.

Die Bestimmungen der vorstehenden Nrn. 30 bis 35 betreffen nicht
den Zugang zu der in Art.125c Abs.1 der Verfahrensordnung
bezeichneten Akte. Der Zugang zu dieser speziellen Akte wird durch
Art. 125c der Verfahrensordnung geregelt.

Vorabentscheidungssachen

Die Vertreter der in Art.23 der Satzung bezeichneten Beteiligten
bzw. die Parteien des Ausgangsrechtsstreits, die berechtigt sind,
ohne den Beistand eines Anwalts vor Gericht aufzutreten, kdnnen
die Akten der Rechtssache einschlieBlich der dem Gericht
Ubermittelten nationalen Akten in den Dienstrdumen der Kanzlei
einsehen.

Werden Vorabentscheidungssachen verbunden, haben die Vertreter
der in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten bzw. die Parteien
des Ausgangsrechtsstreits, die berechtigt sind, ohne den Beistand
eines Anwalts vor Gericht aufzutreten, das Recht, die Akten der von
der Verbindung betroffenen Rechtssachen einzusehen. Dagegen
besteht kein solches Einsichtsrecht, wenn eine gemeinsame
mundliche Verhandlung gemal Art. 214 der Verfahrensordnung
durchgefuhrt wird.

Personen, die ohne Mitwirkung eines Anwalts einen Antrag auf
Bewilligung  von  Prozesskostenhilfe  nach  Art.239  der
Verfahrensordnung gestellt haben, haben das Recht auf Einsicht in
die die Prozesskostenhilfe betreffenden Akten. Wird ein Anwalt zu
ihrer Vertretung bestimmt, ist nur dieser Vertreter zur Einsicht in
diese Akte berechtigt.

-11 -



40.

41.

42.

43.

44,

Urschriften von Urteilen und Beschliissen

Die Urschriften der Urteile und Beschlisse des Gerichts werden
mittels qualifizierter elektronischer Signatur unterzeichnet. Sie
werden in chronologischer Reihenfolge auf einem speziellen Server
far die Langzeitarchivierung in unveranderbarer elektronischer
Form aufbewahrt. Eine elektronische Kopie der beglaubigten
Fassung des Urteils oder des Beschlusses wird ausgedruckt und zu
den Akten der Rechtssache genommen.

Mittels qualifizierter elektronischer Signatur unterzeichnete
Beschlusse, durch die ein Urteil oder ein Beschluss berichtigt wird,
Urteile oder BeschlUsse, durch die ein Urteil oder ein Beschluss
ausgelegt wird, Urteile, die auf Einspruch gegen ein Versaumnisurteil
ergehen, sowie Urteile und Beschlisse, die auf einen
Drittwiderspruch oder einen Wiederaufnahmeantrag ergehen,
werden auf einem speziellen Server fur die Langzeitarchivierung
zusammen mit und untrennbar von dem betreffenden mittels
qualifizierter elektronischer Signatur unterzeichneten Urteil oder
Beschluss des Gerichts sowie einem vom Kanzler unterzeichneten
Dokument mit einem Erlauterungsvermerk aufbewahrt.

Wurde das Urteil oder der Beschluss des Gerichts handschriftlich
unterzeichnet, wird auf die mittels qualifizierter elektronischer
Signatur unterzeichnete Entscheidung des Gerichts Uber die
Berichtigung oder die Auslegung bzw. Uber einen Einspruch, einen
Drittwiderspruch oder einen Wiederaufnahmeantrag am Rand des
betreffenden Urteils oder Beschlusses hingewiesen. Eine Kopie der
beglaubigten Fassung der mittels qualifizierter elektronischer
Signatur unterzeichneten Entscheidung wird ausgedruckt und mit
der Urschrift des Urteils oder des Beschlusses in Papierform
verbunden.

Ist eine Rechtsmittel- oder eine Uberprifungsentscheidung des
Gerichtshofs auf eine handschriftlich unterzeichnete Entscheidung
des Gerichts ergangen, wird diese Entscheidung in Papierform
zusammen mit und untrennbar von der Fassung des betreffenden
Urteils oder Beschlusses des Gerichtshofs, wie sie der Kanzlei des
Gerichts Ubermittelt wurde, sowie einem am Rand der Entscheidung
des Gerichts angebrachten und vom Kanzler unterzeichneten
Erlduterungsvermerk aufbewahrt.

Mittels qualifizierter elektronischer Signatur unterzeichnete
Entscheidungen des Gerichts, auf die eine Rechtsmittel- oder eine
Uberpriufungsentscheidung des Gerichtshofs ergangen ist, werden
auf einem speziellen Server fur die Langzeitarchivierung zusammen
mit und untrennbar von der Fassung des betreffenden Urteils oder
Beschlusses des Gerichtshofs, wie sie der Kanzlei des Gerichts
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45.

46.

47.

48.

49,

50.

51.

52.

Ubermittelt wurde, sowie einem vom Kanzler unterzeichneten
Dokument mit einem Erlduterungsvermerk aufbewahrt.

Zeugen und Sachverstandige

Der Kanzler trifft die zur DurchfiUhrung der BeschlUsse Uber die
Erstattung von Sachverstandigengutachten oder die Vernehmung
von Zeugen erforderlichen MalBnhahmen.

Der Kanzler lasst sich von den Zeugen einen Beleg uber ihre
Auslagen und ihren Verdienstausfall und von den Sachverstandigen
eine Rechnung Uber ihre Verglutung mit einem Nachweis ihrer
Tatigkeit und ihrer Auslagen aushandigen.

Der Kanzler veranlasst, dass die Kasse des Gerichts die den Zeugen
und Sachverstandigen gemal3 der Verfahrensordnung geschuldeten
Betrage auszahlt. Besteht Streit Uber diese Betrage, so legt der
Kanzler die Angelegenheit dem Prasidenten zur Entscheidung vor.

Gebuhrenordnung der Kanzlei und Eintreibung von
Betragen

Hat in Klageverfahren eine Partei oder ein Antragsteller eines
Antrags auf Zulassung zur Streithilfe wiederholt gegen die
Verfahrensordnung oder diese PDB verstolien, so erhebt der
Kanzler gemald Art. 139 Buchst.b der Verfahrensordnung eine
KanzleigebUhr von bis zu 10 000 Euro.

Sind der Kasse des Gerichts Betrage, die als Prozesskostenhilfe
ausgezahlt oder an Zeugen oder Sachverstandige gezahlt worden
sind, oder im Sinne von Art. 139 Buchst. a der Verfahrensordnung
vermeidbare, vom Gericht verauslagte Kosten zu erstatten, so
fordert der Kanzler diese Betrage von dem Schuldner ein, der sie zu
tragen hat.

Erfolgt innerhalb der vom Kanzler festgesetzten Frist keine Zahlung
der in den Nrn. 48 und 49 genannten Betrage, so kann der Kanzler
das Gericht ersuchen, einen vollstreckbaren Beschluss zu erlassen,
und gegebenenfalls dessen Zwangsvollstreckung veranlassen.

Verdffentlichungen, Verbreitung und Ubertragung im
Internet

Der Kanzler veranlasst die in der Verfahrensordnung vorgesehenen
Veroffentlichungen im Amtsblatt der Europdischen Union.

Der Kanzler veranlasst die Veroffentlichung von Mitteilungen Uber
die eingereichten Klagen, Uber die vom Gerichtshof weitergeleiteten
Vorabentscheidungsersuchen und Uber die verfahrensbeendenden
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53.

54.

55.

Entscheidungen- es sei denn, die verfahrensbeendende
Entscheidung wird vor jeglicher Zustellung erlassen - im Amtsblatt
der Europdischen Union.

Der Kanzler sorgt fur die Veroffentlichung der gemal3 Art. 202 Abs. 1
der Verfahrensordnung eingereichten Schriftsatze und schriftlichen
Erklarungen  nach  MalRgabe von  Art.202 Abs.3 der
Verfahrensordnung, wobei der Schutz personenbezogener Daten
gewahrleistet wird.

Der Kanzler sorgt fur die Durchfuhrung der in den Art. 110a und 219
der Verfahrensordnung vorgesehenen Ubertragung von 6ffentlichen
Sitzungen unter Beachtung des vom Gericht erlassenen Beschlusses.

Der Kanzler sorgt fur die Bekanntmachung der Rechtsprechung des
Gerichts gemald den von diesem beschlossenen Kriterien. Diese
Kriterien sind auf der Internetseite des Gerichtshofs der
Europaischen Union verfugbar.
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56.

57.

58.

59.

60.

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN ZUR BEHANDLUNG
DER RECHTSSACHEN

Zustellungen

Die Kopie des zuzustellenden Schriftsticks wird von einem
Schreiben begleitet, in dem die Rechtssachennummer, die
Registernummer und eine kurze Bezeichnung der Art des
Schriftsticks angegeben sind.

Ist erfolglos versucht worden, dem Beklagten die Klageschrift
zuzustellen, setzt der Kanzler dem Klager - je nach Fall - eine Frist
zur Mitteilung zusatzlicher Angaben oder fordert ihn unter Setzung
einer Frist auf, mitzuteilen, ob er einwilligt, auf seine Kosten einen
Gerichtsvollzieher ~ zu  beauftragen, um einen  erneuten
Zustellungsversuch zu unternehmen.

Fristen

Art. 58 Abs. 2 der Verfahrensordnung, wonach die Frist, wenn das
Fristende auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag
fallt, mit dem Ablauf des nachstfolgenden Werktags endet, findet
nur dann Anwendung, wenn das Ende der gesamten Frist
einschlieBlich der Entfernungsfrist auf einen Samstag, Sonntag oder
gesetzlichen Feiertag fallt. Die Liste der gesetzlichen Feiertage wird
jahrlich im Amtsblatt der Europdischen Union und auf der
Internetseite  des  Gerichtshofs der  Europdischen  Union
(https://curia.europa.eu/jcms/jcms/|o2_7040/de/) veroffentlicht.

Ein Antrag auf Verlangerung einer Frist ist gebUhrend zu begrianden
und rechtzeitig vor Ablauf der festgesetzten Frist zu stellen.

Der Antrag auf Verlangerung der in Art.86 Abs.1 der
Verfahrensordnung vorgesehenen Frist ist vor Ablauf dieser Frist
oder, wenn das Gericht die Entscheidung, ohne mundliches
Verfahren zu entscheiden, zustellt, unmittelbar nach dieser
Zustellung zu stellen. Der Antrag ist zu begrinden und muss den
Rechtsakt bezeichnen, der den Rechtsakt, dessen Nichtigerklarung
beantragt wird, ersetzt oder andert, sowie den Beginn der in Art. 86
Abs.2 und 3 vorgesehenen Fristen, innerhalb deren die
Nichtigerklarung des die  Anpassung der  Klageschrift
rechtfertigenden Rechtsakts beantragt werden kann, konkret
angeben. Eine Verlangerung der in Art.86 Abs.1 der
Verfahrensordnung genannten Frist kann Uber die in Art. 86 Abs. 2
und 3 der Verfahrensordnung vorgesehenen Fristen hinaus nicht
gewahrt werden.
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61.

Eine Frist kann nur aus aullergewohnlichen Grunden mehr als
einmal verlangert werden.
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C.1.

62.

c.2.

63.

64.

65.

66.

67.

Schutz der Daten in o6ffentlich zuganglichen
Schriftstiicken und Dokumenten

Gemeinsame Bestimmung

Das Gericht achtet bei der Erfullung seiner richterlichen Aufgaben
darauf, den Grundsatz der Offentlichkeit der Justiz und der
Information der BUrger mit dem Schutz personenbezogener Daten
und dem Schutz bestimmter anderer Daten, die in den
Rechtssachen, mit denen es befasst ist, erwahnt werden, in Einklang
zu bringen. Die in diesem Bereich anwendbaren Bestimmungen der
Verfahrensordnung berucksichtigen die Besonderheiten der beiden
Arten von Verfahren, fur die das Gericht zustandig ist. Es handelt
sich zum einen um die Art. 66 und 66a Uber das Weglassen von
Daten in Klageverfahren und zum anderen um Art. 201 Uber die
Anonymisierung  und das  Weglassen von Daten in
Vorabentscheidungssachen.

Klageverfahren

Jeder Vertreter einer Partei eines Rechtsstreits vor dem Gericht kann
gemall Art.66 der Verfahrensordnung beantragen, dass
personenbezogene Daten einer naturlichen Person, sei es einer von
ihm vertretenen Partei oder eines Dritten, im Rahmen eines
Verfahrens weggelassen werden, damit die Identitat der
betreffenden Person der Offentlichkeit nicht offengelegt wird.

Jeder Vertreter einer Partei eines Rechtsstreits vor dem Gericht kann
gemald Art. 66a der Verfahrensordnung beantragen, dass andere
Daten als personenbezogene Daten einer naturlichen Person, wie
etwa die Bezeichnung einer juristischen Person oder unter das
Geschaftsgeheimnis fallende Daten, in o6ffentlich zuganglichen
Dokumenten weggelassen werden.

Der Vertreter eines Antragstellers eines Antrags auf Zulassung zur
Streithilfe hat dieselben Moglichkeiten.

Ein Antrag auf Weglassen von Daten kann jederzeit im Laufe des
Verfahrens gestellt werden, jedoch ist darauf zu achten, dass er die
Kanzlei des Gerichts bereits mit der Einreichung des ersten die
betreffenden Daten enthaltenden Verfahrensschriftsticks, jedenfalls
aber vor der Verdéffentlichung oder Verbreitung der Informationen
Uber die betreffende Rechtssache im Internet, erreicht, damit die
praktische Wirksamkeit des Weglassens der Daten nicht
beeintrachtigt wird.

Der Antrag ist mit gesondertem Schriftsatz zu stellen; die Daten, auf
die er sich bezieht, sind darin genau anzugeben.
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68.

C.3.

69.

70.

71.

72.

Der Antrag auf Weglassen von anderen Daten als
personenbezogenen Daten naturlicher Personen gemald Art. 66a der
Verfahrensordnung muss mit berechtigten Grinden, die es
rechtfertigen, dass diese Daten nicht 6ffentlich verbreitet werden,
begrindet werden.

Vorabentscheidungssachen

Sofern nicht besondere Umstande vorliegen, macht das Gericht
Namen und Vornamen der im Vorabentscheidungsersuchen
genannten naturlichen Personen sowie gegebenenfalls weitere
Angaben, die eine Identifizierung ermdglichen kénnten, unkenntlich,
falls dies nicht schon das vorlegende Gericht vor dem Versenden
seines Ersuchens oder der Gerichtshof vor der Weiterleitung des
Ersuchens an das Gericht getan hat. Die in Art.23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten haben in ihren Erkldrungen die so
vorgenommene Unkenntlichmachung zu wahren.

In jedem Fall kann sich eine Partei einer Vorabentscheidungssache
vor dem Gericht, wenn sie wulnscht, dass ihre ldentitat oder
personenbezogene Daten betreffend eine oder mehrere naturliche
Personen, die von dem Ausgangsrechtsstreit betroffen sind,
unabhangig davon, ob es sich um Parteien dieses Rechtsstreits oder
um aullerhalb dieses Rechtsstreits stehende Dritte handelt, im
Rahmen einer beim Gericht anhangigen Vorabentscheidungssache
vertraulich behandelt werden - oder umgekehrt, dass ihre Identitat
oder diese Daten im Rahmen dieser Rechtssache nicht vertraulich
behandelt werden-, an das Gericht wenden, damit dieses
entscheidet, ob Daten der betreffenden Rechtssache vollstandig
oder teilweise unkenntlich zu machen sind bzw. die bereits erfolgte
Unkenntlichmachung ruckgangig zu machen ist. Ein solcher Antrag
muss, um wirksam zu sein, so rasch wie moglich gestellt werden,
jedenfalls aber vor der Verdéffentlichung der Mitteilung zu der
Rechtssache im Amtsblatt der Europdischen Union bzw. vor der
Zustellung des Vorabentscheidungsersuchens an die in Art. 23 der
Satzung bezeichneten Beteiligten.

Um die Bezeichnung und Identifizierung der anonymisierten
Rechtssachen zu erleichtern, wird in der Regel den anonymisierten
Vorabentscheidungssachen vom Gericht ein fiktiver Name
zugewiesen. Dieser fiktive Name entspricht nicht den echten Namen
der Parteien des Verfahrens und grundsatzlich auch nicht
existierenden Namen.

Vertretung

Die Mitgliedstaaten, die uUbrigen Vertragsstaaten des EWR-
Abkommens, die EFTA- Uberwachungsbehérde sowie die Organe
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73.

74.

75.

76.

werden durch einen Bevollmachtigten vertreten, der fur jede
Rechtssache bestellt wird. Der Bevollmachtigte kann sich der Hilfe
eines Beistands oder eines Anwalts bedienen. Die anderen Parteien
mussen nach Mal3gabe von Art. 19 der Satzung und Art.51 der
Verfahrensordnung durch einen Anwalt vertreten sein.
Hochschullehrer, die Angehodrige von Mitgliedstaaten sind, deren
Rechtsordnung ihnen gestattet, vor Gericht als Vertreter einer Partei
aufzutreten, haben vor dem Gericht die gemal3 Art. 19 der Satzung
den Anwalten eingerdumte Rechtsstellung.

Der Vertreter muss samtliche Anforderungen nach Art.19 der
Satzung erfullen und, wenn es sich um einen Anwalt oder einen
Hochschullehrer handelt, uUber die erforderliche Unabhangigkeit
gegenuUber der Partei verfugen, die er vertritt.

In Vorabentscheidungssachen tragt das Gericht hinsichtlich der
Vertretung der Parteien des Ausgangsrechtsstreits den vor dem
vorlegenden Gericht geltenden Verfahrensvorschriften Rechnung.
Jede Person, die befugt ist, vor diesem Gericht eine Partei zu
vertreten, kann sie daher auch vor dem Gericht vertreten. Lassen
die nationalen Verfahrensvorschriften es zu, konnen die Parteien
des Ausgangsrechtsstreits selbst schriftiche und mundliche
Erklarungen abgeben. Bestehen insoweit Zweifel, kann das Gericht
jederzeit Auskunfte von diesen Parteien, ihren Vertretern oder dem
vorlegenden Gericht einholen.

Verbindung

Werden Rechtssachen verbunden, so werden einer Partei bzw.
einem in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten auf Antrag die
Schriftsticke und Entscheidungen in den Akten der verbundenen
Rechtssachen, die fur ihre bzw. seine Beteiligung am Verfahren
relevant sind, zugestellt, gegebenenfalls in einer nicht vertraulichen
Fassung. Die Partei bzw. der Beteiligte erhdlt auch einen in der
Verfahrenssprache erstellten Auszug aus dem Register betreffend
die Rechtssache und kann die Zustellung von Schriftsticken oder
Entscheidungen beantragen, die ihr bzw. ihm zunachst nicht
zugestellt wurden.

Danach werden der Partei bzw. dem in Art.23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten alle in den verbundenen Rechtssachen
eingereichten Verfahrensschriftsticke und ergangenen
Entscheidungen, gegebenenfalls in einer nicht vertraulichen
Fassung, zugestellt.
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77.

78.

79.

G.1.

80.

81.

82.

Streithilfe

Da gemal Art. 142 Abs. 3 der Verfahrensordnung der Streithelfer
den Rechtsstreit in der Lage annehmen muss, in der dieser sich zum
Zeitpunkt des Streitbeitritts befindet, werden ihm bei der Zulassung
zur Streithilfe die Schriftstiicke und Entscheidungen in den Akten der
Rechtssache, die fur seine Beteiligung am Verfahren relevant sind,
zugestellt, gegebenenfalls in einer nicht vertraulichen Fassung. Der
Streithelfer erhalt auch einen in der Verfahrenssprache erstellten
Auszug aus dem Register betreffend die Rechtssache und kann die
Zustellung von Schriftsticken oder Entscheidungen beantragen, die
ihm zunachst nicht zugestellt wurden.

Danach werden dem Streithelfer gemalR Art. 144 Abs.7 der
Verfahrensordnung alle eingereichten Verfahrensschriftstiicke und
ergangenen Entscheidungen, die den Hauptparteien zugestellt
werden, zugestellt, gegebenenfalls in einer nicht vertraulichen
Fassung.

Die vorstehenden Nummern betreffend die Streithilfe finden auf
Vorabentscheidungssachen keine Anwendung. Nur die in Art. 23 der
Satzung bezeichneten Beteiligten - und gegebenenfalls die nach
Art. 24 Abs. 2 der Satzung ersuchten Organe, Einrichtungen oder
sonstigen Stellen der Union - kénnen in Vorabentscheidungssachen
schriftliche oder mundliche Erklarungen abgeben.

Vertrauliche Behandlung in Klageverfahren
Allgemeines

Nach Art. 64 und vorbehaltlich Art. 68 Abs. 4, Art. 104, Art. 105 Abs. 8
und Art. 144 Abs.7 der Verfahrensordnung berlcksichtigt das
Gericht nur Verfahrensschriftsticke und Unterlagen, von denen die
Vertreter der Parteien Kenntnis nehmen und zu denen sie Stellung
nehmen konnten.

Daraus folgt, dass ein Antrag des Klagers auf vertrauliche
Behandlung bestimmter Angaben in den Akten der Rechtssache
gegenUber dem Beklagten unbeschadet der Art. 103 bis 105 der
Verfahrensordnung nicht bertcksichtigt werden kann. Ebenso wenig
kann ein solcher Antrag des Beklagten auf vertrauliche Behandlung
gegenuber dem Klager berucksichtigt werden.

Eine Hauptpartei kann jedoch nach Art.144 Abs.7 der
Verfahrensordnung beantragen, bestimmte in den Akten der
Rechtssache enthaltene Angaben, die vertraulich sind, von der
Ubermittlung an einen Streithelfer auszunehmen.
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83.

84.

G.2.

85.

86.

87.

88.

89.

Jede Partei kann auch beantragen, dass eine Partei verbundener
Rechtssachen zu bestimmten Angaben in den von der Verbindung
betroffenen Akten wegen deren geltend gemachter Vertraulichkeit
nach Art. 68 Abs. 4 der Verfahrensordnung keinen Zugang erhalt.

Die Nichtmitteilung einer in der Akte der Rechtssache enthaltenen
Information an eine Partei stellt eine Ausnahme vom
kontradiktorischen Verfahren gemald Art. 64 der Verfahrensordnung
sowie von der Offentlichkeit der gerichtlichen Verhandlung dar.
Diese Ausnahme wird daher strikt angewendet.

Vertrauliche Behandlung im Fall eines Antrags auf Zulassung
zur Streithilfe

Wird in einer Rechtssache ein Antrag auf Zulassung zur Streithilfe
gestellt, so haben die Hauptparteien innerhalb der vom Kanzler
gesetzten Frist anzugeben, ob sie beabsichtigen, im Fall der
Zulassung zur Streithilfe die vertrauliche Behandlung bestimmter
Angaben in den bereits zu den Akten der Rechtssache gereichten
Verfahrensschriftsticken oder Unterlagen gegenuber dem
Antragsteller des Antrags auf Zulassung zur Streithilfe zu
beantragen. Wird die Streithilfe zugelassen, sind die Hauptparteien,
die eine solche Absicht bekundet haben, aufgefordert, einen Antrag
auf vertrauliche Behandlung zu stellen. Hat keine der Hauptparteien
eine solche Absicht bekundet, werden die eingereichten
Verfahrensschriftsticke und Unterlagen dem Streithelfer nach
Malgabe von Nr. 77 Ubermittelt.

Die Hauptparteien mussen fur alle nach der Zustellung der
Zulassung zur Streithilfe eingereichten Verfahrensschriftsticke und
Unterlagen gleichzeitig mit der Einreichung gegebenenfalls einen
Antrag auf vertrauliche Behandlung stellen. Wird ein solcher Antrag
nicht gestellt, werden die eingereichten Verfahrensschriftstucke und
Unterlagen dem Streithelfer nach Mal3gabe von Nr. 77 Gbermittelt.

Der Antrag auf vertrauliche Behandlung ist mit gesondertem
Schriftsatz zu stellen. Er kann nicht in vertraulicher Fassung
eingereicht werden und darf folglich keine vertraulichen Angaben
enthalten, da er allen Parteien zugestellt wird.

In dem Antrag auf vertrauliche Behandlung ist anzugeben,
gegenuber welcher Partei die vertrauliche Behandlung beantragt
wird.

Der Antrag auf vertrauliche Behandlung ist auf das unbedingt
Erforderliche zu beschranken und darf sich keinesfalls auf ein
gesamtes Verfahrensschriftstick und nur ausnahmsweise auf eine
gesamte Anlage beziehen. In der Regel kann eine nicht vertrauliche
Fassung von Verfahrensschriftsticken oder von Unterlagen, in
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90.

91.

92.

93.

denen bestimmte Passagen, Worter oder Zahlen entfernt wurden,
Ubermittelt werden, ohne die betreffenden Interessen zu
beeintrachtigen.

Ein Antrag auf vertrauliche Behandlung ist geblUhrend zu
begrinden. In dem Antrag sind die Angaben oder Passagen, auf die
er sich bezieht, genau zu bezeichnen. Er muss eine angemessene,
genaue und vollstandige Begrundung des vertraulichen Charakters
jeder dieser Angaben bzw. Passagen enthalten. Der Antrag darf
nicht auf die Beschreibung der Art der Information beschrankt sein.
Die Hauptparteien haben sicherzustellen, dass die vorgebrachten
Grunde den Informationen entsprechen, deren Vertraulichkeit
geltend gemacht wird.

Die Hauptparteien sind aufgefordert, darauf zu achten, dass die
Grunde, die sie fur einen Antrag auf vertrauliche Behandlung
anfuhren, weiterhin gultig sind. Insbesondere darf sich ein Antrag
auf vertrauliche Behandlung nicht auf Informationen beziehen, die
bereits 6ffentlich sind oder den Streithelfern bekannt sind oder
bekannt sein kdnnen, u. a., weil sie an anderer Stelle in der Akte
aufgefuhrt sind oder weil sie leicht aus anderen Angaben in der Akte
und aus anderen rechtmallig zuganglichen Informationen abgeleitet
werden koénnen. Eine Hauptpartei darf sich nicht auf den Hinweis
beschranken, dass die betreffenden Informationen weder 6ffentlich
seien noch Dritten bekannt seien oder dass ein Dokument von
einem Dritten zur Verflgung gestellt worden sei, der nicht auf ihre
Bitte reagiert habe, ihr mitzuteilen, ob das Dokument den
Streithelfern Ubermittelt werden koénne.

Ein Antrag auf vertrauliche Behandlung darf sich grundsatzlich nicht
auf geschaftliche, finanzielle oder industrielle Informationen
beziehen, die - insbesondere, weil sie funf Jahre oder alter sind -
veraltet sind, es sei denn, der Antragsteller weist nach, dass diese
Informationen aufgrund besonderer Umstande weiterhin vertraulich
sind.

Mit dem Antrag auf vertrauliche Behandlung eines oder mehrerer
Verfahrensschriftsticke ist eine vollstandige nicht vertrauliche
Fassung des betreffenden Verfahrensschriftstiicks nebst samtlicher
zugehoriger Anlagen einzureichen, worin die Angaben oder
Passagen, auf die sich der Antrag bezieht, entfernt sind. In
hinreichend begrindeten Fallen kann der Partei gestattet werden,
diese nicht vertrauliche Fassung nach Einreichung des Antrags auf
vertrauliche  Behandlung innerhalb einer vom  Gericht
festzusetzenden Frist ~ vorzulegen. Beantragen mehrere
Hauptparteien fur dasselbe Verfahrensschriftstick vertrauliche
Behandlung, kénnen sie aufgefordert werden, sich abzustimmen,
um eine gemeinsame nicht vertrauliche Fassung zu erstellen, in der
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94.

95.

96.

97.

G.3.

98.

99.

die Angaben oder Passagen, auf die sich ihre Antrage beziehen,
gemald Nr. 94 entfernt sind.

Angaben, die die Hauptparteien gegenuber den Streithelfern
vertraulich behandeln mochten, durfen in den nicht vertraulichen
Fassungen der Dokumente, in denen sie enthalten sind, nicht
lediglich unkenntlich gemacht werden. In allen Fallen, in denen dies
moglich ist, sind vertrauliche Daten in eckigen Klammern durch eine
kurze Beschreibung oder einen Hinweis zu ersetzen, der es
ermoglicht, ihre Art und gegebenenfalls ihren Umfang
nachzuvollziehen (z. B. konnen die folgenden Angaben verwendet
werden: Name einer naturlichen Person, unter das
Geschaftsgeheimnis fallende Vertragsklausel). Bei bezifferten Daten
sollten die Angaben es ermdglichen, die GréRenordnung anhand
einer Spanne von Werten zu erkennen. Nur in Ausnahmefallen darf
eine Information lediglich unkenntlich gemacht werden,
vorausgesetzt, dass der Kontext der in der nicht vertraulichen
Fassung verbleibenden Angaben es ermoglicht, ihre Art zu
erkennen.

Das Fehlen oder die Unzulanglichkeit von Angaben, die die
RechtmalRigkeit des Antrags auf vertrauliche Behandlung belegen
sollen, kann die ZurlUckweisung des Antrags durch das Gericht
rechtfertigen.

Entspricht der Antrag auf vertrauliche Behandlung nicht den
Vorgaben der Nrn.87, 88, 93 und 94, so fordert der Kanzler die
betreffende Partei zur Behebung des Mangels auf. Wird der Antrag
auf vertrauliche Behandlung trotz dieser Aufforderung nicht mit
diesen PDB in Einklang gebracht, ist seine sachgerechte Behandlung
nicht maoglich, so dass dem Streithelfer samtliche betreffende
Verfahrensschriftsticke und Unterlagen nach Maligabe der Nrn. 77
und 78 Ubermittelt werden.

Ein Streithelfer kann keinen Antrag auf vertrauliche Behandlung
gegenuber den anderen Parteien des Verfahrens stellen.

Vertrauliche Behandlung im Fall der Verbindung von
Rechtssachen

Wird die Verbindung mehrerer Rechtssachen in Betracht gezogen,
werden die Parteien aufgefordert, binnen der vom Kanzler gesetzten
Frist anzugeben, ob sie die vertrauliche Behandlung bestimmter
Angaben in den bereits zu den Akten der von der Verbindung
betroffenen Rechtssachen gereichten Verfahrensschriftsticken und
Unterlagen beantragen.

Far alle spater eingereichten Verfahrensschriftsticke und
Unterlagen haben die Parteien gleichzeitig mit der Einreichung
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100.

G.4.

101.

102.

103.

gegebenenfalls einen Antrag auf vertrauliche Behandlung zu stellen.
Wird ein solcher Antrag nicht gestellt, so werden die eingereichten
Verfahrensschriftsticke und Unterlagen den anderen Parteien der
verbundenen Rechtssachen zuganglich gemacht.

Die Nrn. 87 bis 96 finden Anwendung auf Antrage auf vertrauliche
Behandlung, die im Fall der Verbindung von Rechtssachen gestellt
werden.

Vertrauliche Behandlung im Rahmen von Art.103 der
Verfahrensordnung

Das Gericht kann gegenuber einer Partei im Wege der
Beweisaufnahme nach Art. 91 Buchst.b der Verfahrensordnung
durch Beschluss anordnen, auf die Rechtssache bezogene Auskinfte
zu erteilen oder Unterlagen vorzulegen.

Wird eine solche Beweisaufnahme angeordnet und macht die
betroffene Partei geltend, dass bestimmte auf die Rechtssache
bezogene Auskunfte oder Unterlagen vertraulich seien, so richtet
sich die Behandlung dieser Auskunfte oder Unterlagen nach Art. 103
der Verfahrensordnung. Die betreffende Regelung sieht zwischen
den Hauptparteien keine Abweichung vom Grundsatz des
kontradiktorischen Verfahrens vor, legt aber Modalitaten fur die
Umsetzung dieses Grundsatzes fest.

Gemal} dieser Vorschrift pruft das Gericht zunachst die Erheblichkeit
der AusklUnfte oder Unterlagen fiur die Entscheidung des
Rechtsstreits und Uberpruft sodann ihren vertraulichen Charakter.
Das Gericht ist nicht daran gebunden, dass eine vertrauliche
Behandlung bereits zuvor von einer anderen Stelle gewahrt wurde.
Es pruft, ob die Auskunft oder die Unterlage tatsachlich
vertraulichen Charakter hat. Sodann gilt Folgendes:

— Ist das Gericht der Ansicht, dass die betreffenden Auskiinfte oder
Unterlagen nicht erheblich sind, werden sie aus der Akte entfernt
und die Parteien werden daruber in Kenntnis gesetzt.

— Ist das Gericht der Ansicht, dass die betreffenden Auskunfte oder
Unterlagen fur die Entscheidung des Rechtsstreits erheblich sind,
aber nicht den geltend gemachten vertraulichen Charakter
aufweisen, oder dass die Erfordernisse im Zusammenhang mit
der Einhaltung des Grundsatzes des kontradiktorischen
Verfahrens den Schutz dieses vertraulichen Charakters
Uberwiegen, so werden sie der anderen Hauptpartei durch
Beschluss des Gerichts zugestellt.

— Ist das Gericht der Ansicht, dass die betreffenden Auskunfte oder
Unterlagen fur die Entscheidung des Rechtsstreits erheblich sind
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und vertraulichen Charakter aufweisen, der so weit wie moglich zu
wahren ist, stehen ihm zwei Mdglichkeiten zur Verfugung, um sie
der anderen Hauptpartei unter Wahrung sowohl ihres
vertraulichen Charakters als auch des Grundsatzes des
kontradiktorischen Verfahrens zu Gbermitteln:

i. Ist das Gericht der Ansicht, dass es fur die Wahrung des
Grundsatzes des kontradiktorischen Verfahrens
wunschenswert ist, eine Auskunft oder Unterlage trotz ihres
vertraulichen Charakters der anderen Hauptpartei vollstandig
zur Kenntnis zu bringen, kann es die Vertreter der anderen
Parteien als derjenigen, die die vertraulichen Daten eingereicht
hat, durch eine prozessleitende MalBnahme auffordern, eine
Erklarung Uber die Verpflichtung zu unterzeichnen, die
Vertraulichkeit der Auskunft oder der Unterlage zu wahren und
die Angaben, von denen sie Kenntnis erlangen, nicht ihren
jeweiligen Mandanten oder Dritten bekannt zu geben. Diese
Verpflichtungserklarung ist freiwillig; kein Vertreter kann
gezwungen werden, sie zu unterzeichnen. Allerdings kann jeder
Verstol3 gegen eine unterzeichnete Verpflichtungserklarung die
Anwendung von Art.55 der Verfahrensordnung zur Folge
haben.

ii. Ist das Gericht der Ansicht, dass die nicht vollstandige
Ubermittlung einer Auskunft oder einer Unterlage geniigen
kéonnte, um die Wahrung des Grundsatzes des
kontradiktorischen Verfahrens zu gewahrleisten, oder im Fall
der Weigerung, eine Vertraulichkeitsverpflichtung zu
unterzeichnen, kann das Gericht entscheiden, der anderen
Hauptpartei den wesentlichen Inhalt der vertraulichen Angaben
bekannt zu geben. Dazu ordnet das Gericht gemald Art. 103
Abs. 3 der Verfahrensordnung durch Beschluss gegenuber der
Hauptpartei, die die vertraulichen Angaben vorgelegt hat, an,
bestimmte Informationen in einer Weise bekannt zu geben, die
es ermoglicht, die Wahrung der Vertraulichkeit der Angaben
und das kontradiktorische Verfahren miteinander in Einklang
zu bringen. Die Information kann beispielsweise in Form einer
Zusammenfassung Ubermittelt werden. In diesem Fall gibt es
zwei Moglichkeiten:

a. Das Gericht ist der Ansicht, dass die Ubermittlung der
Information an die andere Hauptpartei gemal3 den in einem
oder mehreren gemal} Art. 103 Abs. 3 der
Verfahrensordnung erlassenen BeschlUssen vorgesehenen
Modalitaten es dieser Partei, gegebenenfalls mittels der in
Ziff.i genannten Verpflichtungserklarung, ermdglicht,
sachgerecht Stellung zu nehmen. In diesem Fall wird allein
diese Information vom Gericht bei der Entscheidung der
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G.5.

104.

105.

G.6.

106.

107.

Rechtssache berucksichtigt. Vertrauliche Auskunfte oder
Unterlagen, die der betreffenden Partei nicht zur Kenntnis
gebracht wurden, werden hingegen nicht berucksichtigt und
aus der Akte entfernt, wortber die Parteien in Kenntnis
gesetzt werden.

b. Das Gericht ist der Ansicht, dass die Ubermittlung der
Information an die andere Hauptpartei gemal3 den in einem
oder mehreren gemal} Art. 103 Abs. 3 der
Verfahrensordnung erlassenen Beschllissen vorgesehenen
Modalitaten es dieser Partei nicht ermdglicht, sachgerecht
Stellung zu nehmen. In diesem Fall wird weder die
ursprungliche Fassung noch eine der spater vorgelegten
Fassungen der Auskinfte oder Unterlagen vom Gericht
berucksichtigt, und alle diese Fassungen werden aus der
Akte entfernt, worlUber die Parteien in Kenntnis gesetzt
werden.

Vertrauliche Behandlung im Rahmen von Art.104 der
Verfahrensordnung

Das Gericht kann im Rahmen seiner Kontrolle der RechtmaRigkeit
einer Handlung eines Organs, mit der die Einsicht in ein Schriftsttck
verweigert wird, im Wege einer Beweiserhebung nach Art. 91
Buchst. c der Verfahrensordnung durch Beschluss die Vorlage dieses
Schriftstucks anordnen.

Das von dem Organ vorgelegte Schriftstick wird den Ubrigen
Parteien nicht bekannt gegeben, es sei denn, dem Rechtsstreit
wurde dadurch sein Gegenstand entzogen.

Vertrauliche Behandlung im Rahmen von Art.105 der
Verfahrensordnung

Nach Art. 105 Abs.1 und 2 der Verfahrensordnung kann eine
Hauptpartei des Rechtsstreits spontan oder auf eine vom Gericht
getroffene MalBnahme der Beweisaufnahme hin Auskunfte oder
Unterlagen vorlegen, die die Sicherheit der Europaischen Union oder
eines oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten oder die Gestaltung ihrer
internationalen Beziehungen beruhren. Art. 105 Abs. 3 bis 10 der
Verfahrensordnung enthalt die fur solche Auskuinfte und Unterlagen
geltende Verfahrensregelung.

In Anbetracht der Sensibilitat und Vertraulichkeit von Auskunften
oder Unterlagen, die die Sicherheit der Union oder eines oder
mehrerer ihrer Mitgliedstaaten oder die Gestaltung ihrer
internationalen Beziehungen beruhren, erfordert die Durchfuhrung
der mit Art. 105 der Verfahrensordnung geschaffenen Regelung die
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Errichtung einer geeigneten Sicherheitseinrichtung, die einen hohen
Grad des Schutzes dieser Auskunfte oder Unterlagen gewahrleistet.
Diese Einrichtung wird im Beschluss des Gerichts vom
14. September 2016 festgelegt.
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IV.

A1.

108.

109.

110.

111.

VERFAHRENSSCHRIFTSTUCKE UND ZUGEHORIGE
ANLAGEN IN KLAGEVERFAHREN

Gestaltung der Verfahrensschriftstiicke und
zugehoériger Anlagen

Von den Parteien eingereichte Verfahrensschriftstiicke

Die erste Seite eines jeden Verfahrensschriftsticks enthalt folgende
Angaben:

a) die Rechtssachennummer (T-.../...), sofern von der Kanzlei bereits
mitgeteilt;

b) die Bezeichnung des Verfahrensschriftsticks (Klageschrift,
Klagebeantwortung, Erwiderung, Gegenerwiderung, Antrag auf
Zulassung zur Streithilfe, Streithilfeschriftsatz, Einrede der
Unzulassigkeit, Stellungnahme zu ..., Antworten auf Fragen usw.);

c) den Namen des Klagers, des Beklagten, gegebenenfalls des
Streithelfers sowie aller anderen Parteien des Verfahrens in die
Rechte des geistigen Eigentums betreffenden Rechtssachen;

d) den Namen der Partei, fur die das Verfahrensschriftstiick
eingereicht wird.

Zur Vereinfachung der elektronischen Verwaltung mussen die
Verfahrensschriftsticke folgende Formerfordernisse erfullen:

a) weilBer Grund, unliniert, Format A4;

b) gangige Schrifttype (z. B.: Times New Roman, Courier oder Arial)
mit einer SchriftgroRe von mindestens 12 pt im Haupttext und
mindestens 10 pt in den FulBnoten bei einem Zeilenabstand von
1 sowie einem Abstand von mindestens 2,5 cm zum linken und
rechten sowie zum oberen und unteren Rand;

c) fortlaufende, aufsteigende Nummerierung aller Absatze;
d) fortlaufende Paginierung (z. B.: S. 1 bis 50).

Jedes Verfahrensschriftstick muss die Antrage, wenn die
Verfahrensordnung die Stellung von Antragen vorschreibt, bzw. das
Begehren der  Partei und, wenn die Lange des
Verfahrensschriftsticks funf Seiten Uberschreitet, eine kurze
Darstellung der Gliederung oder ein Inhaltsverzeichnis enthalten.

Die rechtliche Argumentation der Parteien muss im Haupttext des
Verfahrensschriftstiicks enthalten sein und darf nicht in den
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112.

113.

A.2.

114.

115.

FulRnoten enthalten sein, deren wesentlicher Zweck die Angabe von
Quellen fur die im Verfahrensschriftstick angefihrten Dokumente
ist.

Im Interesse eines ordnungsgemalien Verfahrensablaufs und im
Interesse der Parteien sind die Verfahrensschriftsticke - im Hinblick
auf ihre Ubersetzung - in einfacher und klarer Sprache ohne, wenn
nicht unbedingt erforderlich, Verwendung von Fachbegriffen eines
nationalen Rechtssystems abzufassen. Wiederholungen sind zu
vermeiden, und kurze Satze sollten langen und komplexen Satzen
mit Einschtiben und Nebensatzen moglichst vorgezogen werden.

Berufen sich die Parteien in ihren Schriftsticken auf eine bestimmte
Vorschrift oder Regelung des nationalen oder des Unionsrechts, ist
die entsprechende Fundstelle genau anzugeben, sowohl beziglich
des Zeitpunkts ihres Erlasses und, wenn moglich, ihrer
Veroffentlichung als  auch  hinsichtlich  ihrer  zeitlichen
Anwendbarkeit. Wird aus einer Gerichtsentscheidung oder
Schlussantragen eines Generalanwalts zitiert, sind sowohl die
Bezeichnung und die Nummer der betreffenden Rechtssache als
auch die ECLI(,European Case Law Identifier")-Nummer der
Entscheidung oder Schlussantrage und die genaue Fundstelle des
betreffenden Auszugs oder der betreffenden Passage anzugeben.

Anlagenverzeichnis

Sind dem Verfahrensschriftstick Anlagen beigefligt, so muss sich
am Ende des Verfahrensschriftsticks ein Anlagenverzeichnis mit
oder ohne Paginierung befinden. Anlagen, die nicht im
Anlagenverzeichnis aufgefuhrt sind, werden nicht angenommen.

Das Anlagenverzeichnis muss flr jede Anlage enthalten:

a) die Nummer der Anlage (unter Verwendung eines Buchstabens
und einer Nummer; z. B.: A.1, A.2, ... fur Anlagen zur Klageschrift;
B.1, B.2, ... fur Anlagen zur Klagebeantwortung; C.1, C.2, ... fur
Anlagen zur Erwiderung; D.1, D.2, .. fur Anlagen zur
Gegenerwiderung; E.1, E.2, ... fur Anlagen zu den Antworten auf
Fragen),

b) eine kurze Beschreibung der Anlage (z.B.: ,Schreiben vom”
[Angabe des Datums] von [Angabe des Verfassers] an [Angabe
des Adressaten]);

c) die Angabe von Beginn und Ende jeder Anlage gemal3 der
fortlaufenden Paginierung der Anlagen (z. B.: S. 43 bis 49 der
Anlagen);
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116.

A.3.

117.

118.

119.

120.

121.

d) die Angabe der Nummer des Absatzes, in dem die Anlage
erstmals erwahnt wird und der ihre Einreichung rechtfertigt.

Zur Erleichterung der Bearbeitung durch die Kanzlei ist es
erforderlich, Anlagen mit Farbdruck im Anlagenverzeichnis als
solche kenntlich zu machen.

Anlagen

Einem Verfahrensschriftstuck durfen nur die darin erwahnten und
im Anlagenverzeichnis aufgefihrten Unterlagen, die zum Beweis
oder zur Erlauterung des Inhalts des Verfahrensschriftsticks
erforderlich sind, als Anlage beigefugt werden.

Die Anlagen zu einem Verfahrensschriftstick sind so einzureichen,
dass die elektronische Verwaltung der Dokumente durch das
Gericht erleichtert wird und dass jede Médglichkeit einer
Verwechslung  ausgeschlossen ist. Daher sind folgende
Anforderungen zu beachten:

a) Jede Anlage ist entsprechend Nr.115 Buchst.a mit einer
Nummer zu versehen;

b) es wird empfohlen, die Anlagen jeweils durch ein besonderes
Vorblatt anzukindigen;

¢) die Anlagen zu einem Verfahrensschriftstick sind ab der ersten
Seite der ersten Anlage (nicht des Anlagenverzeichnisses) unter
Einbeziehung der Vorblatter und etwaiger Anlagen zu den
Anlagen fortlaufend zu paginieren (z. B.: 1 bis 52);

d) die Anlagen mussen gut lesbar sein.

Bei Bezugnahmen auf eine eingereichte Anlage sind deren Nummer,
wie sie im Anlagenverzeichnis aufgefuhrt ist, und das
Verfahrensschriftstick, mit dem die Anlage eingereicht wird,
anzugeben (z. B.: Anlage A.1 zur Klageschrift).

Die rechtliche Argumentation der Parteien muss im
Verfahrensschriftsttick enthalten sein und darf nicht in den eventuell
beigefugten Anlagen, die in der Regel nicht Ubersetzt werden,
enthalten sein.

Einreichung von  Verfahrensschriftstucken und
zugehorigen Anlagen uber e-Curia

Jedes Verfahrensschriftstlick ist, vorbehaltlich der in den Nrn. 123
bis 125 genannten Falle, bei der Kanzlei des Gerichts auf
ausschlielRlich elektronischem Weg unter Nutzung der Anwendung
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122.

123.

124.

e-Curia (https://curia.europa.eu/e-curia) einzureichen, wobei der
Beschluss des Gerichts vom 10. Juli 2024 und die Voraussetzungen
far die Nutzung der Anwendung e-Curia zu beachten sind. Diese
Dokumente sind auf der Internetseite des Gerichtshofs der
Europaischen Union verfugbar.

Die Uber die Anwendung e-Curia eingereichten
Verfahrensschriftstiicke und deren Anlagen haben die Form von
Dateien. Um ihre Bearbeitung durch die Kanzlei zu erleichtern, wird
empfohlen, die praktischen Ratschlage im Benutzerhandbuch von
e-Curia zu befolgen, das auf der Internetseite des Gerichtshofs der
Europaischen Union verfugbar ist, namlich:

— Der Name der betreffenden Datei muss die Art des
Verfahrensschriftsticks genau bezeichnen (Schriftsatz, Anlagen
Teil 1, Anlagen Teil 2, Begleitschreiben usw.).

— Der mit der Textverarbeitungssoftware erstellte Text kann direkt
im PDF-Format gespeichert werden, ohne dass ein Einscannen
erforderlich ist.

— Das Verfahrensschriftstick muss das Anlagenverzeichnis
enthalten.

— Anlagen mussen in einer oder mehreren Dateien enthalten sein,
die von der Datei, die das Verfahrensschriftstick enthalt, getrennt
sind. Eine Datei darf mehrere Anlagen enthalten. Es muss nicht
zwingend fur jede Anlage eine eigene Datei erstellt werden. Es
wird empfohlen, die Anlagen bei der Einreichung in aufsteigender
Reihenfolge beizufigen und sie hinreichend genau zu benennen
(z. B.: Anlagen 1 bis 3, Anlagen 4 bis 6 usw.).

Einreichung auf andere Weise als Uber e-Curia

Die Grundregel, wonach jedes Verfahrensschriftstick bei der Kanzlei
Uber e-Curia einzureichen ist, gilt unbeschadet der in Art. 105 Abs. 1
und 2 sowie Art. 147 Abs. 6 der Verfahrensordnung bezeichneten
Falle.

Daruber hinaus kdénnen Anlagen zu einem Verfahrensschriftstuck,
die in dem Schriftstick erwahnt werden und ihrer Art nach nicht
Uber e-Curia eingereicht werden kénnen, in Anwendung von Art. 72
Abs.4 der Verfahrensordnung gesondert auf dem Postweg
Ubermittelt oder der Kanzlei Ubergeben werden, sofern sie im
Anlagenverzeichnis des Uber e-Curia eingereichten Schriftstlicks
aufgefihrt sind. Im Anlagenverzeichnis ist anzugeben, welche
Anlagen gesondert eingereicht werden. Diese Anlagen mussen
spatestens  zehn  Tage nach der  Einreichung  des
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125.

126.

127.

128.

Verfahrensschriftsticks Uber e-Curia bei der Kanzlei eingehen. Die
Einreichung muss an die in Nr. 3 angegebene Adresse erfolgen.

Erweist sich die Einreichung eines Verfahrensschriftsticks uber
e-Curia als technisch unmaoglich, so hat der Vertreter die in Art. 8 des
Beschlusses des Gerichts vom 10. Juli 2024 vorgesehenen Schritte zu
befolgen. Die Kopie eines Schriftstiicks, das nach Art. 8 Abs. 2 des
Beschlusses des Gerichts vom 10. Juli 2024 in einer anderen Weise
als Uber e-Curia eingereicht wird, muss das Anlagenverzeichnis
sowie alle darin bezeichneten Anlagen enthalten. Eine
handschriftliche Unterzeichnung der Kopie des so eingereichten
Verfahrensschriftsticks ist nicht erforderlich.

Zurickweisung von Verfahrensschriftstiicken und
Unterlagen

Der Kanzler verweigert in vollem Umfang oder teilweise die
Eintragung von Verfahrensschriftsticken - und gegebenenfalls
Unterlagen -, die in der Verfahrensordnung nicht vorgesehen sind,
in das Register und ihre Aufnahme in die Akten der Rechtssache. In
Zweifelsfallen legt er die Angelegenheit dem Prasidenten zur
Entscheidung vor.

Auler in den in der Verfahrensordnung ausdrucklich vorgesehenen
Fallen und vorbehaltlich von Nr. 135 werden
Verfahrensschriftsticke, die in einer anderen Sprache als der
Verfahrenssprache abgefasst sind, weder in das Register
eingetragen noch zu den Akten der Rechtssache genommen.
Anlagen zu einem Verfahrensschriftstiick, denen keine Ubersetzung
in die Verfahrenssprache beigefluigt ist, werden hingegen in das
Register eingetragen und zu den Akten der Rechtssache genommen.
Entscheidet der Prasident jedoch, dass die Ubersetzung dieser
Unterlagen fur den ordnungsgemalien Ablauf des Verfahrens
erforderlich ist, so verlangt der Kanzler die Behebung des Mangels
und entfernt die Unterlagen, wenn der Mangel nicht behoben wird,
aus den Akten.

Erhebt eine Partei Einwendungen gegen die Weigerung des Kanzlers,
ein Verfahrensschriftstick oder eine Unterlage in das Register
einzutragen und ganz oder teilweise zu den Akten der Rechtssache
zu nehmen, so legt dieser die Angelegenheit dem Prasidenten zur
Entscheidung Uber die Annahme des fraglichen
Verfahrensschriftsticks oder der fraglichen Unterlage vor.
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E.1.

129.

130.

Behebung von Maéngeln der Verfahrensschriftstiicke
und der zugehdérigen Anlagen

Allgemeines

Der Kanzler achtet darauf, dass die zu den Akten der Rechtssache
gegebenen Verfahrensschriftsticke und deren Anlagen den
Bestimmungen der Satzung und der Verfahrensordnung sowie
diesen PDB entsprechen.

Gegebenenfalls setzt er den Parteien eine Frist fur die Behebung
formaler Mangel der eingereichten Verfahrensschriftsticke.
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E.2.

131.

132.

133.

E.3.

134.

135.

Behebung von Mangeln der Klageschrift

Entspricht eine Klageschrift nicht den in Anhang2 dieser PDB
genannten Voraussetzungen, so wird sie von der Kanzlei nicht
zugestellt, und es wird eine angemessene Frist zur Behebung des
Mangels festgesetzt. Wird der Mangel nicht behoben, kann dies die
Abweisung der Klage wegen Unzuldssigkeit nach Art. 78 Abs. 6 und
Art. 177 Abs. 6 der Verfahrensordnung zur Folge haben.

Entspricht eine Klageschrift nicht den in Anhang 3 dieser PDB
genannten Formvorschriften, so verzdgert sich ihre Zustellung, und
es wird eine angemessene Frist zur Behebung des Mangels
festgesetzt.

Entspricht eine Klageschrift nicht den in Anhang4 dieser PDB
genannten Formvorschriften, so wird die Klageschrift zugestellt, und
es wird eine angemessene Frist zur Behebung des Mangels
festgesetzt.

Behebung von Mangeln bei anderen Verfahrensschriftstiicken

Die Nrn. 131 bis 133 finden erforderlichenfalls auf die Behebung von
Mangeln anderer Verfahrensschriftstiucke als der Klageschrift
Anwendung.

Ist ein von einem Dritten, der kein Mitgliedstaat ist, gestellter Antrag
auf Zulassung zur Streithilfe nicht in der Verfahrenssprache
abgefasst, so verlangt der Kanzler die Behebung dieses Mangels,
bevor er den Antrag den Parteien zustellt. Wird eine in der
Verfahrenssprache erstellte Fassung dieses Antrags innerhalb der
vom Kanzler hierfur festgesetzten Frist eingereicht, gilt das Datum
der Einreichung der ersten, in einer anderen Sprache als der
Verfahrenssprache eingereichten Fassung als Datum der
Einreichung des Verfahrensschriftstucks.
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A1.

136.

137.

138.

VERFAHRENSSCHRIFTSTUCKE UND ZUGEHORIGE
ANLAGEN IN VORABENTSCHEIDUNGSSACHEN

Gestaltung der Verfahrensschriftstiicke und
zugehoériger Anlagen

Von den in Art.23 der Satzung bezeichneten Beteiligten
eingereichte Verfahrensschriftstiicke

Die erste Seite eines jeden Verfahrensschriftsticks enthalt folgende
Angaben:

a) die Rechtssachennummer (T-.../...), sofern von der Kanzlei bereits
mitgeteilt;

b) die Bezeichnung des Verfahrensschriftstlicks (Schriftsatz oder
Erklarungen, Antworten auf Fragen usw.);

c) die Namen der Parteien des Verfahrens vor dem vorlegenden
Gericht oder ihre Initialen (wenn die Rechtssache anonymisiert
worden ist) sowie den der Rechtssache gegebenenfalls
zugewiesenen fiktiven Namen;

d) den Namen des in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten,
fur den das Verfahrensschriftstick eingereicht wird.

Zur Vereinfachung der elektronischen Verwaltung mussen die
Verfahrensschriftsticke folgende Formerfordernisse erfullen:

a) weilBer Grund, unliniert, Format A4;

b) gangige Schrifttype (z. B.: Times New Roman, Courier oder Arial)
mit einer SchriftgroRe von mindestens 12 pt im Haupttext und
mindestens 10 pt in den FulBnoten bei einem Zeilenabstand von
1,5 sowie einem Abstand von mindestens 2,5 cm zum linken und
rechten sowie zum oberen und unteren Rand;

¢) fortlaufende, aufsteigende Nummerierung aller Absatze;
d) fortlaufende Paginierung (z. B.: S. 1 bis 20).

Die Schriftsatze bzw. schriftlichen Erkldrungen mussen die
Antworten, die der in Art. 23 der Satzung bezeichnete Beteiligte auf
die vom vorlegenden Gericht gestellten Fragen zu geben vorschlagt,
und, wenn die Lange der Schriftsatze bzw. schriftlichen Erklarungen
funf Seiten Uberschreitet, eine kurze Darstellung der Gliederung
oder ein Inhaltsverzeichnis enthalten.
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139.

140.

141.

142.

143.

Die rechtliche Argumentation der in Art.23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten muss im Haupttext des
Verfahrensschriftsticks enthalten sein und darf nicht in etwa
beigefugten Anlagen oder in den FulBnoten, deren wesentlicher
Zweck die Angabe von Quellen fur die im Verfahrensschriftstick
angefuhrten Dokumente ist, enthalten sein.

Werden die Verfahrensschriftstlicke nicht Gber e-Curia oder andere
Mittel zur elektronischen Ubertragung an das Gericht gesendet, so
durfen sie nur einseitig (also nicht auf Vorder- und RuUckseite)
beschrieben und mit Mitteln, die leicht geldst werden kénnen, und
nicht mit Mitteln zur festen Verbindung wie Klebstoff oder
Heftklammern verbunden eingereicht werden.

Im Interesse eines ordnungsgemal3en Verfahrensablaufs und im
Interesse der in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten sind
die Verfahrensschriftstiicke im Hinblick auf ihre Ubersetzung in
einfacher und klarer Sprache ohne, wenn nicht unbedingt
erforderlich, Verwendung von Fachbegriffen eines nationalen
Rechtssystems abzufassen. Wiederholungen sind zu vermeiden, und
kurze Satze sollten langen und komplexen Satzen mit Einschiuben
und Nebensatzen moglichst vorgezogen werden.

Berufen sich die in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten in
ihren Schriftstiucken auf eine bestimmte Vorschrift oder Regelung
des nationalen oder des Unionsrechts, ist die entsprechende
Fundstelle genau anzugeben, sowohl bezuglich des Zeitpunkts ihres
Erlasses und, wenn moglich, ihrer Veroéffentlichung als auch
hinsichtlich ihrer zeitlichen Anwendbarkeit. Wird aus einer
Gerichtsentscheidung oder Schlussantragen eines Generalanwalts
zitiert, sind sowohl die Bezeichnung und die Nummer der
betreffenden Rechtssache als auch die ECLI(,European Case Law
Identifier”)-Nummer der Entscheidung oder Schlussantrage und die
genaue Fundstelle des betreffenden Auszugs oder der betreffenden
Passage anzugeben.

Ist ein in Art. 23 der Satzung bezeichneter Beteiligter der Ansicht,
dass sein Schriftsatz bzw. seine Erklarungen nicht gemal Art. 202
Abs. 3 der Verfahrensordnung auf der Internetseite des Gerichtshofs
der Europaischen Union veroffentlicht werden sollten, so hat er dies
ausdrucklich  zu erkldren, und zwar entweder in dem
Begleitschreiben zur Ubermittlung dieses Schriftsatzes bzw. dieser
Erklarungen oder in einem gesonderten Schreiben, das der Kanzlei
in einem spateren Stadium des Verfahrens Ubermittelt wird,
jedenfalls aber innerhalb von drei Monaten nach der
Benachrichtigung, dass seitens des Ersten Generalanwalts kein
Uberprifungsvorschlag ergangen ist, oder nach Zustellung der
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Entscheidung des Gerichtshofs, die Entscheidung des Gerichts nicht
zu Uberprifen, oder nach Verkiindung des Uberpriifungsurteils.
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A.2.

144,

145.

146.

A3.

147.

148.

Anlagenverzeichnis

Sind dem Verfahrensschriftstick Anlagen beigeflgt, so muss sich
am Ende des Verfahrensschriftsticks ein Anlagenverzeichnis mit
oder ohne Paginierung befinden. Anlagen, die nicht im
Anlagenverzeichnis aufgefihrt sind, werden grundsatzlich nicht
angenommen.

Das Anlagenverzeichnis muss fur jede Anlage enthalten:

a) die Nummer der Anlage (unter Verwendung eines Buchstabens
und einer Nummer; z. B.: A.1, A.2, ..);

b) eine kurze Beschreibung der Anlage (z.B.:. ,Schreiben vom”
[Angabe des Datums] von [Angabe des Verfassers] an [Angabe
des Adressaten]);

c) die Angabe von Beginn und Ende jeder Anlage gemald der
fortlaufenden Paginierung der Anlagen (z. B.: S. 43 bis 49 der
Anlagen);

d) die Angabe der Nummer des Absatzes, in dem die Anlage
erstmals erwahnt wird und der ihre Einreichung rechtfertigt.

Zur Erleichterung der Bearbeitung durch die Kanzlei ist es
erforderlich, Anlagen mit Farbdruck im Anlagenverzeichnis als
solche kenntlich zu machen.

Anlagen

Einem Verfahrensschriftstick durfen nur die darin erwahnten und
im Anlagenverzeichnis aufgefihrten Unterlagen, die zum Beweis
oder zur Erlauterung des Inhalts des Schriftstlcks erforderlich sind,
als Anlage beigefugt werden.

Die Anlagen zu einem Verfahrensschriftstlick sind so einzureichen,
dass die elektronische Verwaltung der Dokumente durch das
Gericht erleichtert wird und dass jede Moglichkeit einer
Verwechslung  ausgeschlossen ist. Daher sind folgende
Anforderungen zu beachten:

a) Jede Anlage ist entsprechend Nr.145 Buchst.a mit einer
Nummer zu versehen;

b) es wird empfohlen, die Anlagen jeweils durch ein besonderes
Vorblatt anzukundigen;

¢) die Anlagen zu einem Verfahrensschriftstick sind ab der ersten
Seite der ersten Anlage (nicht des Anlagenverzeichnisses) unter
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149.

150.

151.

152.

Einbeziehung der Vorblatter und etwaiger Anlagen zu den
Anlagen fortlaufend zu paginieren (z. B.: 1 bis 52);

d) die Anlagen mussen gut lesbar sein.

Bei Bezugnahmen auf eine eingereichte Anlage sind deren Nummer,
wie sie im Anlagenverzeichnis aufgefuhrt ist, und das
Verfahrensschriftstick, mit dem die Anlage eingereicht wird,
anzugeben (z. B.: Anlage A.1 zu den Erklarungen).

Einreichung von  Verfahrensschriftstiicken und
zugehoérigen Anlagen

Wird ein Vorabentscheidungsersuchen an die Kanzlei des Gerichts
Ubermittelt, muassen alle zugehorigen Verfahrensschriftsticke
anschlieBend bei der Kanzlei des Gerichts eingereicht werden:

— vorzugsweise, vorbehaltlich der in den Nrn.123 bis 125
genannten Falle, auf elektronischem Weg unter Nutzung der
Anwendung e-Curia (https://curia.europa.eu/e-Curia), wobei der
Beschluss des Gerichts vom 10. Juli 2024 und die Voraussetzungen
fur die Nutzung der Anwendung e-Curia zu beachten sind. Diese
Dokumente sind auf der Internetseite des Gerichtshofs der
Europaischen Union verfugbar; oder

— auf dem Postweg an die in Nr. 3 genannte Adresse oder

— Uber ein vom Gericht verwendetes Mittel zur elektronischen
Ubertragung (insbesondere kann die Kopie des Originals eines
Verfahrensschriftsticks als Anlage zu einer E-Mail an die in Nr. 3
genannte E-Mail-Adresse eingereicht werden, sofern die in Nr. 153
genannte Voraussetzung beachtet wird).

Nur die in den Verfahrensvorschriften ausdrtcklich vorgesehenen
Schriftsticke kdnnen bei der Kanzlei eingereicht werden. Sie sind
innerhalb der gesetzten Fristen unter Einhaltung der Anforderungen
von Art. 205 der Verfahrensordnung einzureichen.

Nach Art.205 Abs.3 der Verfahrensordnung sind fur die
Berechnung der Verfahrensfristen allein Tag und Uhrzeit des
Eingangs des Originals bei der Kanzlei maflgebend. Um eine
Verfristung zu vermeiden, wird daher nachdrucklich empfohlen,
e-Curia zu verwenden oder die fragliche Sendung einige Tage vor
Ablauf der fur die Einreichung des Schriftstlcks gesetzten Frist per
Einschreiben oder per Eilbrief zu versenden oder aber das fragliche
Schriftstick in der Kanzlei des Gerichts oder, aulierhalb ihrer
Offnungszeiten, an der Rezeption der Gebdude des Gerichtshofs der
Europaischen Union (rue du Fort Niedergrinewald) abzugeben, wo
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153.

154.

155.

der diensthabende Pfértner den Empfang des Schriftstlicks bestatigt
und darauf Tag und Uhrzeit der Einreichung vermerkt.

Die Einreichung eines Verfahrensschriftstticks Uber andere Mittel zur
elektronischen Ubertragung als e-Curia ist fur die Wahrung der
Verfahrensfristen nur dann maligebend, wenn das Original des
Schriftsticks zusammen mit den Anlagen spatestens zehn Tage
nach der Uber dieses Mittel erfolgten Ubermittlung der Kopie des
Originals bei der Kanzlei eingeht. Das Original ist daher
unverziglich, unmittelbar nach der Ubermittlung der Kopie
abzuschicken oder abzugeben, ohne dass an ihm irgendwelche
Korrekturen oder Anderungen, seien sie auch noch so unbedeutend,
vorgenommen werden. Bei Abweichungen zwischen dem Original
und der zuvor Ubermittelten Kopie wird nur der Tag des Eingangs
des Originals berucksichtigt.

Nr. 122 findet auf Einreichungen in Vorabentscheidungssachen
Anwendung.

Behebung von Mangeln der Verfahrensschriftstiicke
und der zugehorigen Anlagen

Weicht ein Verfahrensschriftstick offensichtlich von den Vorgaben
in den Nrn. 136 bis 149 und insbesondere von den Vorgaben
betreffend die Lange des Schriftsticks in Nr.159 ab, kann die
Kanzlei den Verfasser auffordern, die Mangel des Schriftstlcks
innerhalb einer kurzen Frist zu beheben.
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VI.

A.1.

156.

SCHRIFTLICHES VERFAHREN

Lange der Schriftsatze
Klageverfahren

In Klageverfahren im Sinne von Art. 1 der Verfahrensordnung gelten
fur die Lange der Schriftsatze die folgenden Obergrenzen.

1) In Klageverfahren, die nicht nach Art.270 AEUV anhangig
gemacht worden sind und nicht die Rechte des geistigen
Eigentums betreffen:

— 50 Seiten fur die Klageschrift und die Klagebeantwortung;
— 25 Seiten fur die Erwiderung und die Gegenerwiderung;

— 20 Seiten fur einen Schriftsatz, mit dem eine Einrede der
Unzulassigkeit erhoben wird, und fur die Stellungnahme zu dieser
Einrede;

— 20 Seiten fur einen Streithilfeschriftsatz und 15 Seiten fir die
Stellungnahme zu diesem Schriftsatz;

— 30 Seiten fur einen Schriftsatz zur Anpassung der Klageschrift und
far die Stellungnahme zu einem solchen Schriftsatz.

2) In Klageverfahren, die nach Art.270 AEUV anhangig gemacht
worden sind:

— 25 Seiten fur die Klageschrift und die Klagebeantwortung;
— 15 Seiten fur die Erwiderung und die Gegenerwiderung;

— 10 Seiten fur einen Schriftsatz, mit dem eine Einrede der
Unzuldssigkeit erhoben wird, und fur die Stellungnahme zu dieser
Einrede;

— 10 Seiten fur einen Streithilfeschriftsatz und 5 Seiten fur die
Stellungnahme zu diesem Schriftsatz;

— 20 Seiten fur einen Schriftsatz zur Anpassung der Klageschrift und
far die Stellungnahme zu einem solchen Schriftsatz.

3) In Rechtssachen betreffend die Rechte des geistigen Eigentums
gelten fur die Lange der Schriftsatze folgende Obergrenzen:

— 20 Seiten fur die Klageschrift und fur die Klagebeantwortungen;
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157.

158.

A.2.

159.

A.3.

160.

161.

B.1.

1)

162.

163.

— 15 Seiten fur die Anschlussklage und fur die Klagebeantwortungen
auf diese Anschlussklage;

— 10 Seiten fUr einen Schriftsatz, mit dem eine Einrede der
Unzulassigkeit erhoben wird, und fur die Stellungnahme zu dieser
Einrede;

— 10 Seiten fur einen Streithilfeschriftsatz und 5 Seiten fur die
Stellungnahme zu diesem Schriftsatz;

— 15 Seiten fur einen Schriftsatz zur Anpassung der Klageschrift und
fur die Stellungnahme zu einem solchen Schriftsatz.

Eine Uberschreitung dieser Obergrenzen wird nur in Fallen
genehmigt, die in rechtlicher oder tatsachlicher Hinsicht besonders
komplex sind.

Das Anlagenverzeichnis und ein etwaiges Inhaltsverzeichnis werden
bei der Bestimmung der maximalen Seitenzahl eines Schriftsatzes
nicht berucksichtigt.

Vorabentscheidungssachen

Vorbehaltlich besonderer Umstande sollten schriftliche Erklarungen,
die gemald Art.202 der Verfahrensordnung eingereicht werden,
nicht mehr als 20 Seiten umfassen.

Behebung des Mangels UbermaRig langer Schriftsatze

Ein Schriftsatz, dessen Seitenzahl die - je nach Fall - in den Nrn. 156
und 159 vorgeschriebene Obergrenze wesentlich Ubersteigt, fuhrt zu
einer Mangelruge, sofern der Prasident nichts anderes verfugt.

Wird eine Partei zur Behebung des Mangels eines ubermalig langen
Schriftsatzes aufgefordert, so verzdgert sich die Zustellung des
Schriftsatzes, dessen Umfang die Mangelrige begrindet.

Aufbau und Inhalt der Schriftsatze

Klageverfahren, auBBer in Rechtssachen betreffend die Rechte
des geistigen Eigentums

Klageschrift

Die Angaben, die in der Klageschrift zwingend enthalten sein
mussen, sind in Art. 76 der Verfahrensordnung aufgefuhrt.

Auf den einleitenden Teil der Klageschrift sollte eine kurze
Darstellung des dem Rechtsstreit zugrunde liegenden Sachverhalts
folgen.
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164.

165.

166.

167.

168.

169.

170.

Die Klageantrage sind am Anfang oder am Ende der Klageschrift
genau anzugeben.

Die Rechtsausfuhrungen sollten nach den geltend gemachten
Klagegrunden gegliedert sein. Im Allgemeinen ist es zweckdienlich,
eine Gliederung dieser Klagegrinde voranzustellen. AuBerdem wird
empfohlen, jedem der geltend gemachten Klagegrinde eine
Uberschrift zuzuordnen, um sie leichter identifizierbar zu machen.

Mit der Klageschrift sind gegebenenfalls die in Art.78 der
Verfahrensordnung genannten Dokumente einzureichen. AuRerdem
mussen die in Art.51 Abs.2 und 3 der Verfahrensordnung
genannten Dokumente in jedem Stadium des Verfahrens auf
Verlangen vorgelegt werden kdnnen.

Der Klageschrift ist eine Zusammenfassung der Klagegrinde und
wesentlichen Argumente beizufligen, die dazu dient, die Abfassung
der gemall Art.79 der Verfahrensordnung im Amtsblatt der
Europdischen Union zu veroffentlichenden Mitteilung zu erleichtern.

Um dem Gericht die Behandlung der Zusammenfassung der
Klagegriunde und wesentlichen Argumente zu erleichtern, wird um
Einhaltung der folgenden Voraussetzungen gebeten:

— Die Zusammenfassung ist getrennt von der Klageschrift und den
darin erwahnten Anlagen einzureichen;

— sie soll zwei Seiten nicht Uberschreiten:

— sie ist entsprechend dem Muster auf der Internetseite des
Gerichtshofs der Europaischen Union in der Verfahrenssprache zu
erstellen;

— sie ist bei Einreichung der Klageschrift unter Angabe der
Rechtssache, auf die sie sich bezieht, per e-Curia zu Gbermitteln.

Jeder Klageschrift, die von mehr als zehn Klagern eingereicht wird,
ist eine Tabelle mit der Auflistung der Klager beizufugen.

Um dem Gericht die Behandlung der Tabelle zu erleichtern, wird
darum gebeten,

— darin fur jeden Klager in einer separaten Spalte Vor- und
Nachname sowie Wohnort und Wohnsitzland anzuftihren;

— sie entsprechend dem Beispiel im Anhang des unverbindlichen
Musters einer Klageschrift, das auf der Internetseite des
Gerichtshofs der Europaischen Union veroffentlicht ist, in der
Verfahrenssprache zu erstellen;
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171.

172.

173.

2)

174.

175.

176.

177.

178.

179.

— sie zusatzlich per E-Mail in Form einer einfachen, mit einem
Tabellenkalkulationsprogramm erstellten elektronischen Datei an
die in Nr.3 genannte E-Mail-Adresse unter Angabe der
Rechtssache, auf die sie sich bezieht, oder der bei der Einreichung
der Klageschrift in e-Curia zugewiesenen Einreichungsnummer zu
Ubermitteln.

Wird die Klage nach Stellung eines Antrags auf Bewilligung von
Prozesskostenhilfe erhoben, der gemald Art.147 Abs.7 der
Verfahrensordnung den Lauf der Klagefrist hemmt, ist dies am
Anfang der Klageschrift anzugeben.

Wird die Klageschrift nach Zustellung des Beschlusses eingereicht,
mit dem Uber den Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe
entschieden wird, oder, wenn in diesem Beschluss kein Anwalt zur
Vertretung des Antragstellers bestimmt wird, nach Zustellung des
Beschlusses, in dem der mit der Vertretung des Antragstellers
beauftragte Anwalt bestimmt wird, so ist in der Klageschrift auch
anzugeben, wann der Beschluss dem Klager zugestellt worden ist.

Zur Erleichterung der Vorbereitung der Klageschrift in formaler
Hinsicht kann es fur die Vertreter der Parteien sachdienlich sein, das
Dokument ,Merkliste - Klageschrift” und das unverbindliche Muster
einer Klageschrift auf der Internetseite des Gerichtshofs der
Europaischen Union heranzuziehen.

Klagebeantwortung

Die Angaben, die in der Klagebeantwortung zwingend enthalten sein
mussen, sind in Art. 81 Abs. 1 der Verfahrensordnung aufgefthrt.

Die Antrage des Beklagten sind am Anfang oder am Ende der
Klagebeantwortung genau anzugeben.

Das Bestreiten von Tatsachen, die vom Klager behauptet werden,
hat ausdricklich und unter genauer Angabe der betreffenden
Tatsachen zu erfolgen.

Da der rechtliche Rahmen des Verfahrens durch die Klageschrift
festgelegt wird, ist das Vorbringen in der Klagebeantwortung so weit
wie moglich anhand der in der Klageschrift geltend gemachten
Klagegrunde oder Rugen zu gliedern.

Nr. 166 findet auf die Klagebeantwortung Anwendung.

Bei Rechtssachen, die nach Art. 270 AEUV anhangig gemacht worden
sind, ist es winschenswert, dass die Organe der Klagebeantwortung
die von ihnen angefuhrten und nicht im Amtsblatt der Europdischen
Union vero6ffentlichten Rechtsakte mit allgemeiner Geltung mit
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3)

180.

181.

B.2.

1)

182.

183.

184.

2)

185.

186.

187.

188.

Angabe des Datums ihres Erlasses, ihres Inkrafttretens und
gegebenenfalls ihrer Aufhebung beiflgen.

Erwiderung und Gegenerwiderung

Da der Rahmen des Rechtsstreits und die in Rede stehenden Klage-
und Verteidigungsgrunde oder Rugen in der Klageschrift und der
Klagebeantwortung eingehend dargelegt (bzw. bestritten) wurden,
liegt der Zweck der Erwiderung und der Gegenerwiderung darin, es
dem Klager und dem Beklagten zu ermdglichen, ihre Auffassung zu
erlautern oder ihr Vorbringen zu einer wichtigen Frage zu
prazisieren und auf Gesichtspunkte zu antworten, die in der
Klagebeantwortung und der Erwiderung erstmals vorgebracht
wurden.

Legt der Prasident gemald Art. 83 Abs. 3 der Verfahrensordnung fest,
auf welche Punkte sich diese Verfahrensschriftstliicke beziehen
sollten, so sollten sich die Parteien auf diese Punkte konzentrieren.

Rechtssachen betreffend die Rechte des geistigen Eigentums
Klageschrift

Die Klageschrift muss die Angaben und Informationen nach Art. 177
Abs. 1 bis 3 der Verfahrensordnung enthalten.

Mit der Klageschrift sind die in Art.177 Abs.3 bis 5 der
Verfahrensordnung genannten Dokumente einzureichen.

Die Nrn. 163 bis 166 und 171 bis 173 finden auf die Klageschriften in
Rechtssachen betreffend die Rechte des geistigen Eigentums
Anwendung.

Klagebeantwortung

Die Angaben, die in der Klagebeantwortung zwingend enthalten sein
mussen, sind in Art. 180 Abs. 1 der Verfahrensordnung aufgefuhrt.

Die Antrage des Beklagten oder des Streithelfers sind am Anfang
oder am Ende der Klagebeantwortung genau anzugeben.

Mit der vom Streithelfer eingereichten Klagebeantwortung sind auch
die in Art. 177 Abs.4 und 5 der Verfahrensordnung genannten
Dokumente einzureichen, sofern diese Dokumente nicht bereits
friher gemald Art. 173 Abs.5 der Verfahrensordnung eingereicht
worden sind.

Die Nrn.166, 176 und 177 finden auf die Klagebeantwortung
Anwendung.
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3)

189.

190.

B.3.

191.

192.

193.

Anschlussklage und Anschlussklagebeantwortung

Will  ein  anderer Beteiligter im  Verfahren vor der
Beschwerdekammer - dem die Klageschrift zugestellt worden ist -
als der Klager die angefochtene Entscheidung in einem Aspekt
beanstanden, der in der Klageschrift nicht vorgebracht worden ist,
so muss er neben der Einreichung seiner Klagebeantwortung eine
Anschlussklage erheben. Die Anschlussklage ist mit gesondertem
Schriftsatz zu erheben und muss den Anforderungen der Art. 183
und 184 der Verfahrensordnung entsprechen.

Wird eine solche Anschlussklage erhoben, so kdnnen die anderen
Parteien des Verfahrens eine Beantwortung einreichen, deren
Gegenstand auf die mit der Anschlussklage geltend gemachten
Antrage, Grunde und Argumente zu begrenzen ist.

Vorabentscheidungssachen

Jeder in Art. 23 der Satzung bezeichnete Beteiligte kann, wenn er
dies mochte, Erklarungen zu den von einem nationalen Gericht
vorgelegten Fragen abgeben. Der Zweck dieser Erklarungen besteht
darin, dem Gericht Aufschluss uUber die Tragweite des
Vorabentscheidungsersuchens und insbesondere daruber zu
verschaffen, wie die vom vorlegenden Gericht gestellten Fragen zu
beantworten sind. Die eingereichten Erklarungen werden allen
Beteiligten bei Abschluss des schriftlichen Verfahrens zugestellt.

Die Erklarungen sollten vollstdndig sein und vor allem die
Argumentation enthalten, die die Antwort des Gerichts auf die
Vorlagefragen stutzen kann, jedoch ist es nicht erforderlich, den in
der Vorlageentscheidung dargelegten rechtlichen oder tatsachlichen
Rahmen des Rechtsstreits noch einmal aufzugreifen, es sei denn, er
gibt Anlass zu erganzenden Bemerkungen.

Im Hinblick auf die Verodffentlichung der Schriftsatze bzw.
schriftlichen Erklarungen auf der Internetseite des Gerichtshofs der
Europdischen Union gemald Art. 202 Abs. 3 der Verfahrensordnung
ist es von wesentlicher Bedeutung, dass diese Schriftstlicke keine
personenbezogenen Daten enthalten.
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VII.

A.1.

194.

A.2.

195.

196.

A3.

197.

198.

MUNDLICHES VERFAHREN

Organisation der Verhandlungen
Gemeinsame Bestimmung

Eine Hauptpartei oder ein in Art.23 der Satzung bezeichneter
Beteiligter, die bzw. der in einer mundlichen Verhandlung gehort
werden mochte, hat innerhalb von drei Wochen, nachdem die
Parteien Uber den Abschluss des schriftlichen Verfahrens
unterrichtet worden sind, einen dahin gehenden begrindeten
Antrag zu stellen. Diese Begrindung- die nicht mit einem
Schriftsatz oder schriftlichen Erklarungen zu verwechseln ist und
drei Seiten nicht Uberschreiten sollte- muss sich aus einer
konkreten Beurteilung der Zweckmalligkeit einer mundlichen
Verhandlung fur die betreffende Partei ergeben, und es ist
anzugeben, in Bezug auf welche Bestandteile der Akten der
Rechtssache oder welche Ausfihrungen diese Partei eine
eingehendere Darlegung oder Widerlegung in einer mundlichen
Verhandlung fur erforderlich halt. Im Hinblick auf eine einfachere
Verhandlungsfuhrung in der maundlichen Verhandlung darf die
Begrindung nicht allgemein gehalten werden, indem sie sich
beispielsweise auf eine Bezugnahme auf die Bedeutung der
Rechtssache beschrankt.

Klageverfahren

Wie sich aus Art. 106 der Verfahrensordnung ergibt, fuhrt das
Gericht eine mundliche Verhandlung entweder von Amts wegen
oder auf Antrag einer Hauptpartei durch.

Reicht keine der Hauptparteien fristgemall einen begrundeten
Antrag ein, kann das Gericht beschlieRen, Uber die Klage ohne
mundliches Verfahren zu entscheiden.

Vorabentscheidungssachen

Wie sich aus Art.20 Abs.4 der Satzung ergibt, umfasst das
mundliche Verfahren grundsatzlich zwei verschiedene Abschnitte:
die mundliche Verhandlung zur Anhérung der in Art. 23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten und die Stellung der Schlussantrage des
Generalanwalts. Nach Art. 20 Abs. 5 der Satzung kann das Gericht,
wenn es der Auffassung ist, dass die Rechtssache keine neue
Rechtsfrage aufwirft, jedoch beschliel3en, ohne Schlussantrage des
Generalanwalts Uber die Sache zu entscheiden.

Eine mundliche Verhandlung wird nicht systematisch durchgefuhrt.
Eine maudndliche Verhandlung wird vom Gericht stets dann
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199.

B.1.

200.

201.

202.

203.

204.

durchgefuihrt, wenn sie zu einem besseren Verstandnis der
Rechtssache und deren Bedeutung beitragen kann, unabhangig
davon, ob die in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten einen
entsprechenden Antrag gestellt haben.

Hat ein in Art. 23 der Satzung bezeichneter Beteiligter nicht am
schriftlichen Verfahren teilgenommen, mochte aber in einer
mundlichen Verhandlung gehdért werden und stellt einen
entsprechenden begrindeten Antrag, so fuhrt das Gericht eine
mundliche Verhandlung durch.

Vorbereitung der muindlichen Verhandlung
Gemeinsame Bestimmungen

Der Prasident bestimmt den Tag und die Uhrzeit der mundlichen
Verhandlung und kann diese, falls erforderlich, vertagen.

Die Parteien bzw. die in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten
werden auf Veranlassung der Kanzlei mindestens einen Monat vor
Durchfuhrung der mundlichen Verhandlung zu dieser geladen;
hiervon unberuhrt bleiben die besonderen Falle, in denen die
Umstande eine Ladung der Parteien mit einer kurzeren Frist
rechtfertigen. Entscheidet das Gericht nach Art. 106a oder 214 der
Verfahrensordnung, eine gemeinsame mundliche Verhandlung fur
mehrere Rechtssachen durchzufihren, so werden in der Ladung zur
mundlichen Verhandlung die Rechtssachen angegeben, die
Gegenstand dieser Verhandlung sind.

Gemal Art. 107 Abs. 2 und Art. 215 Abs. 2 der Verfahrensordnung
wird einem Antrag auf Verschiebung des Termins fur die mundliche
Verhandlung nur bei Vorliegen aulBergewdhnlicher Umstande
stattgegeben. Ein solcher Antrag kann nur von den Hauptparteien
oder, in Vorabentscheidungssachen, von einem in Art.23 der
Satzung bezeichneten Beteiligten gestellt werden, ist gebUhrend zu
begrunden, gegebenenfalls mit geeigneten Belegen zu versehen und
dem Gericht so rasch wie moglich nach der Ladung zu Ubermitteln.

Vor jeder offentlichen Verhandlung lasst der Kanzler die folgenden
Informationen vor dem Sitzungssaal aushangen: Tag und Uhrzeit
der mundlichen Verhandlung, zustandiger Spruchkorper, die zur
Verhandlung gelangende(n) Rechtssache(n) und die Namen der
Parteien oder der in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten.

Ein Antrag auf Verwendung bestimmter technischer Mittel zum
Zweck einer Prasentation muss mindestens zwei Wochen vor dem
Tag der mundlichen Verhandlung gestellt werden. Gibt der Prasident
dem Antrag statt, so sind die Modalitaten der Verwendung solcher
Mittel mit der Kanzlei abzusprechen, um etwaigen technischen oder
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206.

207.

208.

B.2.

209.

210.

praktischen Bedurfnissen Rechnung tragen zu kénnen. Der Zweck
der Prasentation darf allein darin bestehen, die in den Akten der
Rechtssache enthaltenen Angaben zu veranschaulichen; die
Prasentation darf somit keine neuen  Angriffs- oder
Verteidigungsmittel und keine neuen Beweise enthalten. Die
Tragermedien dieser Prasentationen werden nicht zu den Akten der
Rechtssache gegeben und werden den anderen Parteien folglich
nicht zugestellt, es sei denn, der Prasident entscheidet anders.

In Anbetracht der fur den Zutritt zu den Gebauden des Gerichtshofs
der Europaischen Union geltenden SicherheitsmalBnahmen wird den
Vertretern und den Parteien des Ausgangsrechtsstreits, die
berechtigt sind, ohne den Beistand eines Anwalts vor Gericht
aufzutreten, empfohlen, die notwendigen Vorkehrungen zu treffen,
um mindestens 20 Minuten vor Beginn der mundlichen Verhandlung
im Sitzungssaal anwesend zu sein.

Es ist Ublich, dass sich die Mitglieder des Spruchkorpers mit den
Vertretern und mit den Parteien des Ausgangsrechtsstreits, die
berechtigt sind, ohne den Beistand eines Anwalts vor Gericht
aufzutreten, Uber den Ablauf der mauandlichen Verhandlung
unterreden.

Damit eine bestmadgliche Organisation der mundlichen Verhandlung
gewahrleistet ist, sollten die Parteien und ihre Vertreter dem Gericht
auch mitteilen, ob besondere Malinahmen zu ergreifen sind, um
ihre tatsachliche Teilnahme an der Verhandlung, insbesondere im
Fall einer Behinderung oder eingeschrankter Mobilitat, zu
ermoglichen.

Die Vertreter und die Parteien des Ausgangsrechtsstreits, die
berechtigt sind, ohne den Beistand eines Anwalts vor Gericht
aufzutreten, werden ersucht, zur Vorbereitung der Teilnahme an
einer mundlichen Verhandlung das Dokument ,Merkliste -
Mundliche Verhandlung” heranzuziehen, das auf der Internetseite
des Gerichtshofs der Europaischen Union verfugbar ist.

Klageverfahren

Far den Fall, dass der Vertreter einer Partei beabsichtigt, an der
mundlichen Verhandlung nicht teilzunehmen, wird er gebeten, dies
dem Gericht innerhalb kurzer Frist nach der Ladung mitzuteilen.

Halt das Gericht oder der Berichterstatter es im Interesse einer
ordnungsgemalien Rechtspflege fur zweckmalig, so erstellt der
Berichterstatter einen summarischen Sitzungsbericht, der der
Vorbereitung der mundlichen Verhandlung dient. Das Gericht ist
bestrebt, den summarischen Sitzungsbericht den Vertretern der
Parteien drei Wochen vor der Verhandlung zukommen zu lassen.
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213.

214.

215.

B.3.

216.

217.

Entscheidet das Gericht nach Art. 106a der Verfahrensordnung, eine
gemeinsame mundliche Verhandlung fur mehrere Rechtssachen
durchzufuhren, so wird fur jede der betroffenen Rechtssachen
gesondert oder fur samtliche dieser Rechtssachen kumulativ ein
summarischer Sitzungsbericht erstellt, es sei denn, das Gericht oder
der Berichterstatter entscheidet anders. Diese Sitzungsberichte bzw.
dieser Sitzungsbericht werden bzw. wird allen zu dieser
Verhandlung geladenen Parteien in allen Verfahrenssprachen der
betreffenden Rechtssachen zugestellt.

Der vom Berichterstatter verfasste summarische Sitzungsbericht
beschrankt sich auf die Darstellung der Klagegrinde und eine kurze
Zusammenfassung des Vorbringens der Parteien.

Etwaige Bemerkungen zum summarischen Sitzungsbericht kdnnen
die Parteien in der mundlichen Verhandlung vorbringen. In diesem
Fall werden diese Bemerkungen im Verhandlungsprotokoll
vermerkt.

Der summarische Sitzungsbericht wird am Tag der mundlichen
Verhandlung vor dem Sitzungssaal offentlich zuganglich gemacht,
soweit nicht die Offentlichkeit von der Verhandlung ausgeschlossen
ist.

Mochte eine Partei nach Art.45 Abs.1 Buchst.c oder d der
Verfahrensordnung eine Abweichung von der Sprachenregelung
beantragen, die auf die Verwendung einer anderen Sprache als der
Verfahrenssprache in der mundlichen Verhandlung abzielt, ist der
Antrag mindestens zwei Wochen vor dem Termin der Verhandlung
zu stellen, um deren ordnungsgemal3e Organisation zu ermdglichen.

Vorabentscheidungssachen

Bei der Ladung zur mdndlichen Verhandlung werden die in Art. 23
der Satzung bezeichneten Beteiligten gegebenenfalls auch uber das
etwaige Unterbleiben von Schlussantragen des Generalanwalts
unterrichtet.

Unbeschadet der Moglichkeit fur die Mitgliedstaaten, sich ihrer
eigenen Amtssprache(n) zu bedienen, wenn sie an einer mundlichen
Verhandlung teilnehmen, und der Maoglichkeit fur Drittlander, sich
einer der in Art. 44 der Verfahrensordnung genannten Sprachen zu
bedienen, wenn sie sich an einer Vorabentscheidungssache
beteiligen, mussen sich die anderen in Art.23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten bei ihren mudndlichen Ausfuhrungen der
Verfahrenssprache bedienen, die nach den in Art.45 Abs. 4 der
Verfahrensordnung genannten Regeln bestimmt wurde.
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219.

220.
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222.

Die in Art.23 der Satzung bezeichneten Beteiligten sind
aufgefordert, binnen kurzer Frist insbesondere mitzuteilen, ob sie
beabsichtigen, an der Verhandlung teilzunehmen, sowie den Namen
des Anwalts, des Bevollmachtigten oder der Person, die sie in der
Verhandlung vertreten wird, und die Redezeit, die sie in Anspruch zu
nehmen wunschen, anzugeben. Die Parteien des
Ausgangsrechtsstreits sind auch aufgefordert, falls sie dies
wunschen, binnen kurzer Frist einen Antrag auf Abweichung von der
Sprachenregelung gemald Art. 45 Abs. 4 der Verfahrensordnung zu
stellen. Die Abweichung kann teilweise sein und sich insbesondere
auf die Antworten auf mdgliche Fragen beziehen, die in der
Verhandlung gestellt werden. In diesem Fall mussen die
anfanglichen mundlichen Ausflhrungen der betreffenden Partei
und die abschlielende Erwiderung in der Verfahrenssprache
gehalten werden.

Eine verspatete oder unvollstandige Antwort auf die Ladungen der
Kanzlei kann den ordnungsgemalien Ablauf der Verhandlung,
insbesondere unter sprachlichen Gesichtspunkten, und damit den
Nutzen der Verhandlung fur die Entscheidung des vor dem Gericht
anhangigen Rechtsstreits gefahrden.

In der in Nr.206 erwdhnten Unterredung konnen der
Berichterstatter und gegebenenfalls der Generalanwalt die Vertreter
und die Parteien des Ausgangsrechtsstreits, die berechtigt sind,
ohne den Beistand eines Anwalts vor Gericht aufzutreten,
auffordern, in der Verhandlung erganzende Erlauterungen zu
bestimmten Fragen zu geben oder den einen oder anderen
besonderen Aspekt der betreffenden Rechtssache zu vertiefen.

Ablauf der miindlichen Verhandlung

Far die Vertreter der Parteien bzw. der in Art.23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten besteht Robenpflicht. Sie werden daher
gebeten, ihre eigene Robe mitzubringen. Das Gericht halt einige
Roben fur Vertreter vor, die nicht Uber eine solche verfugen. Da
diese Roben jedoch nach Zahl und GréRRe nur begrenzt verfugbar
sind, werden die betroffenen Vertreter gebeten, das Gericht im
Vorhinein entsprechend zu informieren. Die Parteien des
Ausgangsrechtsstreits, die berechtigt sind, ohne den Beistand eines
Anwalts vor Gericht aufzutreten, treten nicht in Robe auf.

Eine mundliche Verhandlung vor dem Gericht umfasst in der Regel
drei getrennte Teile:

— die eigentlichen mundlichen Ausfuhrungen, die darin bestehen,
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224,

225.

i. gegebenenfalls den eingenommenen Standpunkt unter
Hervorhebung der wesentlichen schriftlich vorgetragenen
Argumentation ganz knapp zusammenzufassen;

i. soweit erforderlich bestimmte im schriftlichen Verfahren
vorgetragene Argumente zu verdeutlichen und eventuell neue
Gesichtspunkte vorzutragen, die sich aus Ereignissen ergeben,
die nach Abschluss des schriftlichen Verfahrens eingetreten
sind und daher nicht in den Schriftsatzen dargelegt werden
konnten;

iii. die vom Gericht im Hinblick auf die Verhandlung gestellten
Fragen zu beantworten;

— etwaige Fragen des Gerichts;

— etwaige Erwiderungen auf die von den anderen Teilnehmern an
der mundlichen Verhandlung oder den Mitgliedern des Gerichts in
der Verhandlung abgegebenen Stellungnahmen oder gestellten
Fragen.

Es ist Sache jeder Partei bzw. jedes in Art.23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten, unter Berucksichtigung des in Nr.222
umschriebenen Zwecks der mundlichen Verhandlung zu prufen, ob
mundliche Ausfuhrungen wirklich sachdienlich sind oder ob nicht
eine blolRe Bezugnahme auf das schriftliche Vorbringen ausreicht.
Die mundliche Verhandlung kann dann auf die Beantwortung von
Fragen des Gerichts konzentriert werden. Halt ein Vertreter es flur
erforderlich, das Wort zu ergreifen, so wird empfohlen, sich auf die
Darlegung bestimmter Gesichtspunkte zu beschranken und im
Ubrigen auf die Schriftsatze Bezug zu nehmen.

Fordert das Gericht die Parteien oder die in Art. 23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten vor der mundlichen Verhandlung nach
Art. 89 Abs. 4 oder Art. 210 Abs. 1 der Verfahrensordnung auf, ihre
mundlichen Ausfihrungen auf eine oder mehrere festgelegte
Fragen zu konzentrieren, so sind diese Fragen bei den mundlichen
Ausfuhrungen vorrangig zu behandeln.

Im Interesse der Klarheit und um den Mitgliedern des Gerichts das
Verstandnis der mundlichen Ausfihrungen zu erleichtern, ist ein
freier Vortrag anhand von Notizen im Allgemeinen dem Verlesen
eines Textes vorzuziehen. Die Vertreter der Parteien bzw. der in
Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten werden zudem
gebeten, ihre Darstellung der Rechtssache so weit wie mdglich zu
vereinfachen und sich vorzugsweise in kurzen Satzen zu aul3ern. Die
Vertreter der Parteien werden aulRerdem gebeten, ihre mundlichen
Ausfuhrungen zu strukturieren und mit einer kurzen Gliederung
einzuleiten.
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228.

229.

Um zu ermdglichen, dass das Gericht Uber bestimmte technische
Fragen unterrichtet wird, kann der Prasident des Spruchkoérpers den
Vertretern der Parteien bzw. der in Art. 23 der Satzung bezeichneten
Beteiligten gestatten, Personen das Wort zu erteilen, die zwar nicht
die Eigenschaft als Vertreter besitzen, aber besser zu einer
Stellungnahme in der Lage sind. Diese Personen treten nur in
Anwesenheit und unter der Verantwortung des Vertreters der
betreffenden Partei bzw. des betreffenden Beteiligten auf. Bevor
diese Personen das Wort ergreifen, haben sie ihre Identitat bekannt
zu geben.

Die Dauer der mundlichen Ausfihrungen kann je nach Art oder
besonderer Komplexitat der Rechtssache, dem Vorliegen oder
Nichtvorliegen neuer tatsachlicher Gesichtspunkte, der Anzahl und
dem Verfahrensstatus der Teilnehmer an der Verhandlung sowie
dem Vorliegen eventueller prozessleitender Malinahmen variieren.
Far ihre bzw. seine mundlichen Ausfihrungen stehen jeder
Hauptpartei bzw. jedem in Art.23 der Satzung bezeichneten
Beteiligten 15 Minuten und jedem Streithelfer zehn Minuten zur
Verfugung (in Klageverfahren stehen in einer mundlichen
Verhandlung in verbundenen Rechtssachen oder in einer
gemeinsamen mdundlichen Verhandlung jeder Hauptpartei 15
Minuten fur jede der Rechtssachen und jedem Streithelfer zehn
Minuten fur jede der Rechtssachen zur Verfugung), es sei denn, sie
hatten von der Kanzlei insoweit einen anderen Hinweis erhalten.
Diese Begrenzung betrifft nur die eigentlichen mundlichen
Ausfuhrungen wund schlieBt nicht die Zeit ein, die fur die
Beantwortung von Fragen in der mundlichen Verhandlung oder fur
die abschlieRenden Erwiderungen erforderlich ist.

Falls die Umstande es erfordern, kann bei der Kanzlei in
Klageverfahren spatestens zwei Wochen vor der miundlichen
Verhandlung (unter aulBergewdhnlichen Umstanden, deren
Vorliegen gebUhrend zu begrinden ist, auch spater) bzw., in
Vorabentscheidungssachen, in der Antwort auf die Ladung zur
Verhandlung eine Ausnahme von dieser Regeldauer beantragt
werden; der Antrag ist gebuhrend zu begrinden, und es ist
anzugeben, wie viel Redezeit fur erforderlich gehalten wird. Den
Vertretern bzw. den Parteien des Ausgangsrechtsstreits, die
berechtigt sind, ohne den Beistand eines Anwalts vor Gericht
aufzutreten, wird mitgeteilt, wie viel Zeit ihnen auf einen solchen
Antrag auf Erweiterung der Redezeit hin fur ihre mundlichen
Ausfuhrungen zur Verfugung steht.

Werden fur eine Partei oder fur einen in Art.23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten mehrere Vertreter tatig, so konnen
grundsatzlich nur zwei von ihnen mundliche Ausfihrungen machen;
die Gesamtlange ihrer mundlichen Ausfuhrungen darf die in den
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231.

232.
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234.

Nrn. 227 und 228 genannten Redezeiten nicht Uberschreiten. Auf
Fragen des Gerichts und Schlussausfihrungen kénnen jedoch auch
andere Vertreter antworten bzw. erwidern als die, die mundliche
Ausfuhrungen gemacht haben.

Vertreten mehrere Parteien oder in Art. 23 der Satzung bezeichnete
Beteiligte vor dem Gericht dieselbe Auffassung, sind ihre Vertreter
aufgefordert, sich vor der mundlichen Verhandlung abzustimmen,
um Wiederholungen zu vermeiden. Die Vertreter der betroffenen
Parteien bzw. Beteiligten mussen jedoch dafur Sorge tragen, dass
sie nur far die von ihnen vertretenen Parteien bzw. Beteiligten
Stellung nehmen und dass sie in Klageverfahren Art.84 der
Verfahrensordnung beachten, der regelt, unter welchen
Voraussetzungen ein neuer Klage- oder Verteidigungsgrund im Lauf
des Verfahrens vor dem Gericht vorgebracht werden kann.

Die Vertreter werden gebeten, bei der Anfuhrung von
Entscheidungen des Gerichtshofs, des Gerichts oder des Gerichts fur
den o6ffentlichen Dienst die ubliche Bezeichnung der Entscheidung,
die Rechtssachennummer und gegebenenfalls die einschlagige(n)
Randnummer(n) anzugeben.

Die Vortragenden und die Personen, die berechtigt sind, im Laufe
der Verhandlung das Wort zu ergreifen, sind aufgefordert, die vom
vorlegenden  Gericht oder vom  Gericht gegebenenfalls
vorgenommene Anonymisierung, Weglassung oder
Unkenntlichmachung von Daten zu wahren und von der Angabe
personenbezogener Daten abzusehen, die eine (erneute)
Identifizierung der betroffenen Personen ermaoglichen konnten.

In Klageverfahren kénnen die Hauptparteien gemald Art. 85 Abs. 3
der Verfahrensordnung ausnahmsweise noch wahrend der
mundlichen Verhandlung Beweise vorlegen. In einem solchen Fall ist
es ratsam, eine ausreichende Zahl an Exemplaren bereitzuhalten
(gegebenenfalls auch in einer gegentber den Streithelfern nicht
vertraulichen Fassung). Die anderen Parteien werden in der
Verhandlung oder, gegebenenfalls, sollte das mundliche Verfahren
nach Schliefung der Verhandlung noch fortdauern, schriftlich nach
der Verhandlung zur Zulassigkeit und zum Inhalt der Beweise
gehort.

Die aktive Teilnahme der Parteien oder der in Art. 23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten endet nach Schluss der mundlichen
Verhandlung. Vorbehaltlich des auliergewdhnlichen Falles einer
Wiedererdffnung des mandlichen Verfahrens gemal Art. 113 oder
Art. 222 der Verfahrensordnung koénnen die Parteien oder
Beteiligten keine schriftlichen oder mundlichen Erklarungen
insbesondere in  Reaktion auf die Schlussantrage des
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235.

236.

237.

238.

Generalanwalts mehr abgeben, wenn der Prasident die mundliche
Verhandlung fur geschlossen erklart hat.

Teilnahme an einer mundlichen Verhandlung per
Videokonferenz

Antrag auf Einsatz einer Videokonferenz

Ist der Vertreter einer Partei oder eines in Art.23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten oder eine Partei des Ausgangsrechtsstreits,
die berechtigt ist, ohne den Beistand eines Anwalts vor Gericht
aufzutreten, aus Gesundheitsgrinden (z.B. Verhinderung aus
individuellen medizinischen Grunden oder aufgrund von
Reisebeschrankungen im Zusammenhang mit einer Epidemie), aus
Sicherheitsgrinden oder aus anderen triftigen Grunden (z. B. Streik
im Luftverkehrssektor) daran gehindert, physisch an einer
mundlichen Verhandlung, zu der er bzw. sie geladen wurde,
teilzunehmen, so muss er bzw. sie mit gesondertem Schriftsatz
einen begrindeten Antrag stellen, um per Videokonferenz an der
mundlichen Verhandlung teilnehmen zu kénnen.

Damit der Antrag vom Gericht sachdienlich bearbeitet werden kann,
muss er eingereicht werden, sobald der Grund fur die Verhinderung
bekannt ist, und Folgendes enthalten:

— die genaue und substantiierte Angabe der Art des geltend
gemachten Hindernisses;

— die Kontaktdaten einer Person, mit der vor der mundlichen
Verhandlung gegebenenfalls Technik- und Dolmetschtests
durchgefuhrt werden konnen;

— gegebenenfalls die Ordnungsnummer der letzten Rechtssache, in
der der Vertreter oder die Partei an einer maundlichen
Verhandlung per Videokonferenz vor dem Gericht oder dem
Gerichtshof teilgenommen hat.

Die Kanzlei teilt der Partei bzw. dem in Art.23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten, die bzw. der den Antrag auf Einsatz einer
Videokonferenz gestellt hat, die Entscheidung des Prasidenten uber
den Antrag mit. Der Antrag und die Entscheidung werden auch den
anderen Parteien der Rechtssache bzw. in Art.23 der Satzung
bezeichneten Beteiligten zugestellt.

Wird dem Antrag stattgegeben, setzen sich die technischen
Dienststellen des Gerichtshofs der Europdischen Union mit der
Person, deren Kontaktdaten der Vertreter oder die Partei des
Ausgangsrechtsstreits, die berechtigt ist, ohne den Beistand eines
Anwalts vor Gericht aufzutreten, zuvor in seinem bzw. ihrem Antrag
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D.2.

240.

241.

242.

angegeben hat, in Verbindung, um so schnell wie mdglich Technik-
und Dolmetschtests zu organisieren, an denen der Vertreter bzw.
die Partei zwingend teilnehmen muss.

Sind die Tests erfolgreich, kann die Partei bzw. der in Art. 23 der
Satzung bezeichnete Beteiligte per Videokonferenz an der
mundlichen Verhandlung teilnehmen, worlber die anderen Parteien
bzw. Beteiligten unterrichtet werden. Sind die Tests nicht erfolgreich,
werden die Parteien bzw. die Beteiligten daruber unterrichtet,
welche Folgen dies hinsichtlich der Aufrechterhaltung oder
Verschiebung der mundlichen Verhandlung hat.

Technische Voraussetzungen

Der Einsatz von Videokonferenzen fur mundliche Verhandlungen
erfordert eine hohe Ton- und Bildqualitat sowie eine perfekte
Stabilitat der Verbindung, die im Rahmen des Tests vor der
Durchfuhrung der mundlichen Verhandlung beurteilt werden.

Das Gericht behalt sich insoweit das Recht vor, die technische
Loésung zu bestimmen, die ein angemessenes Mal3 an Sicherheit und
Zuverlassigkeit bietet, um eine gute Verbindung und damit eine
effektive Teilnahme der Parteien an der Verhandlung unter
ahnlichen Bedingungen wie bei einer Prasenzverhandlung zu
ermoglichen. Die Verwendung einer speziellen
Videokonferenzausrustung oder eines anderen Systems fur virtuelle
Sitzungen kann nur nach Validierung durch das Gericht und unter
der Voraussetzung genehmigt werden, dass alle erforderlichen
Garantien fur die Qualitat und Stabilitat der Verbindung vorliegen.
Die Parteien werden insoweit gebeten, die Internetseite des
Gerichtshofs der Europdischen Union
(https://curia.europa.eu/jcms/jcms/|o2_7040/) zu  konsultieren,
sowohl was die technischen Voraussetzungen betrifft, die die
Parteien einzuhalten aufgefordert sind, als auch was die praktischen
Empfehlungen betrifft, die im Rahmen der Teilnahme an einer
mundlichen Verhandlung per Videokonferenz zu berucksichtigen
sind.

Nimmt der Vertreter oder die Partei des Ausgangsrechtsstreits, die
berechtigt ist, ohne den Beistand eines Anwalts vor Gericht
aufzutreten, an der mundlichen Verhandlung per Videokonferenz
teil, so darf er nur die Sprache verwenden, in der er nach den
Verfahrensvorschriften pladieren darf, und hat unbeschadet
kanftiger Entwicklungen nur Zugang zur Verdolmetschung in diese
Sprache.

-56 -


https://curia.europa.eu/jcms/jcms/Jo2_7040/

D.3.

243.

244,

245.

246.

247.

248.

Praktische Empfehlungen

Die Praktischen Empfehlungen fur per Videokonferenz pladierende
Vertreter bzw. Parteien des Ausgangsrechtsstreits, die berechtigt
sind, ohne den Beistand eines Anwalts vor Gericht aufzutreten, sind
auf der Internetseite des Gerichtshofs der Europaischen Union zu
finden.

Dolmetschen

Um das Dolmetschen zu erleichtern, werden die Vertreter bzw. die
Parteien des Ausgangsrechtsstreits, die berechtigt sind, ohne den
Beistand eines Anwalts vor Gericht aufzutreten, gebeten,
gegebenenfalls den Text oder die schriftliche Grundlage ihrer
mundlichen Ausfuhrungen vorab der Direktion Dolmetschen per
E-Mail (interpretation@curia.europa.eu) zu Ubermitteln.

Die Vertraulichkeit der Ubermittelten schriftlichen Fassung der
mundlichen Ausfihrungen ist gewahrleistet. Um jegliches
Missverstandnis zu vermeiden, ist der Name der Partei bzw. des in
Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten anzugeben. Die
schriftliche Fassung der mundlichen Ausfuhrungen wird nicht zu den
Akten der Rechtssache genommen und nach der mundlichen
Verhandlung vernichtet.

Die Vertreter und die Parteien des Ausgangsrechtsstreits, die
berechtigt sind, ohne den Beistand eines Anwalts vor Gericht
aufzutreten, werden darauf hingewiesen, dass - je nach Fall - nur
einige Mitglieder des Gerichts den mundlichen Ausfuhrungen in der
Sprache des Vortrags folgen, wahrend die Ubrigen auf die
Vermittlung durch die Simultandolmetscher angewiesen sind. Den
Vertretern und Parteien wird dringend empfohlen, im Interesse des
bestmoglichen Ablaufs der mundlichen Verhandlung und der
Gewabhrleistung des Qualitatsstandards des Simultandolmetschens
langsam und in das Mikrofon zu sprechen.

Beabsichtigen  die  Vertreter oder die Parteien des
Ausgangsrechtsstreits, die berechtigt sind, ohne den Beistand eines
Anwalts vor Gericht aufzutreten, Passagen bestimmter Texte oder
Dokumente, insbesondere solche, die nicht in den Akten der
Rechtssache erwahnt sind, wdrtlich zu zitieren, ist es zweckmaRig,
dies den Dolmetschern vor der Verhandlung anzuzeigen. Ebenso
kann es zweckmalliig sein, die Dolmetscher auf mdglicherweise
schwer zu Ubersetzende Begriffe hinzuweisen.

Protokoll der mindlichen Verhandlung

Der Kanzler erstellt von jeder mundlichen Verhandlung ein Protokoll
in der Verfahrenssprache mit folgendem Inhalt:
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249.

250.

251.

— Bezeichnung der Rechtssache;
— Tag, Uhrzeit und Ort der Verhandlung;

— gegebenenfalls die Angabe, dass die Verhandlung nicht 6ffentlich
oder dass sie Gegenstand einer Ubertragung ist;

— die Namen der anwesenden Richter, des anwesenden Kanzlers
und gegebenenfalls des anwesenden Generalanwalts;

— Namen und Eigenschaft der anwesenden Vertreter der Parteien
bzw. der anwesenden in Art.23 der Satzung bezeichneten
Beteiligten;

—in  Klageverfahren gegebenenfalls Stellungnahmen  zum
summarischen Sitzungsbericht;

— Namen, Vornamen, Stellung und Wohnsitz gegebenenfalls
gehdrter Zeugen oder Sachverstandigen;

— gegebenenfalls Angabe der in der Verhandlung vorgelegten
Verfahrensschriftsticke oder Unterlagen und, soweit erforderlich,
die in der Verhandlung abgegebenen Erklarungen;

— die in der Verhandlung ergangenen Entscheidungen des Gerichts
oder des Prasidenten.

Wird gemald Art. 106a oder Art. 214 der Verfahrensordnung eine
gemeinsame mundliche Verhandlung fir mehrere Rechtssachen
durchgefuhrt, so wird in jeder dieser Rechtssachen ein Protokoll, das
far alle betreffenden Rechtssachen denselben Inhalt hat, in der
jeweiligen Verfahrenssprache zu den Akten genommen.

Ubertragung von offentlichen Sitzungen

Die offentlichen Sitzungen des Gerichts kdnnen nach Mal3gabe der
Art. 110a und 219 der Verfahrensordnung Gegenstand einer
Ubertragung sein, nachdem der in den Abs. 8 dieser Vorschriften
genannte Beschluss in Kraft getreten ist.

Ist eine Partei oder ein in Art.23 der Satzung bezeichneter
Beteiligter der Auffassung, dass die mundliche Verhandlung, zu der
sie bzw. er geladen wurde, nicht Ubertragen werden sollte, so teilt
sie bzw. er dies dem Gericht unter eingehender Darlegung der
Umstande mit, die ihren bzw. seinen Standpunkt rechtfertigen
kénnen. Diese Begrindung - die nicht mit einem Schriftsatz oder
schriftlichen Erklarungen zu verwechseln ist und drei Seiten nicht
Uberschreiten sollte - muss sich aus einer konkreten Beurteilung der
UnzweckmaéRigkeit einer Ubertragung der mundlichen Verhandlung
ergeben. Damit dem Gericht die Entscheidung erleichtert wird, darf
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252.

253.

254,

255.

die Begrundung nicht allgemein gehalten werden, indem sie sich
beispielsweise auf eine Bezugnahme auf die Sensibilitat der
Rechtssache fur die betreffende Partei oder den betreffenden
Beteiligten beschrankt.

Die Parteien bzw. die in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten
werden rechtzeitig vor der mundlichen Verhandlung Uber die
Entscheidung des Gerichts unterrichtet.

War die mundliche Verhandlung Gegenstand einer Ubertragung, so
bleibt sie auf der Internetseite des Gerichtshofs der Europdischen
Union wahrend eines Zeitraums von langstens einem Monat nach
Schliefung der mundlichen Verhandlung verfugbar. Ist eine Partei
oder ein in Art. 23 der Satzung bezeichneter Beteiligter, die bzw. der
an dieser mundlichen Verhandlung teilgenommen hat, der Ansicht,
dass die Videoaufzeichnung der mundlichen Verhandlung von der
vorstehend genannten Internetseite entfernt werden sollte, so kann
sie bzw. er beim Gericht einen Antrag stellen, in dem die Umstande
darzulegen sind, die das Entfernen der Videoaufzeichnung
rechtfertigen kdnnen. Wird dem Antrag stattgegeben, so wird die
betreffende Aufzeichnung sogleich von der Internetseite entfernt.

Verlesung der Schlussantrage des Generalanwalts und
Verkundung des Endurteils

Die Parteien und die in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten
werden von der Kanzlei Uber den Termin der Verkindung des
Endurteils und gegebenenfalls Uber den Termin, an dem der
Generalanwalt seine Schlussantrage in der sie betreffenden
Rechtssache stellt, unterrichtet; sie sind jedoch nicht verpflichtet,
sich nach Luxemburg zu begeben.

Der Text der Schlussantrage und des Urteils wird den Parteien und
den in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten von der Kanzlei
zugestellt und auf der Internetseite des Gerichtshofs der
Europaischen Union in den Sprachen, in denen er zur Verfigung
steht, veroffentlicht.
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VIIL.

A.1.

256.

257.

258.

259.

260.

261.

262.

PROZESSKOSTENHILFE

Klageverfahren

Gemald Art. 147 Abs. 2 der Verfahrensordnung ist fur den Antrag auf
Bewilligung von Prozesskostenhilfe ein Formular zu verwenden.
Dieses Formular ist in allen Amtssprachen der Union auf der
Internetseite des Gerichtshofs der Europaischen Union verfugbar.

Der Antragsteller, der bei der Einreichung des
Prozesskostenhilfeformulars nicht anwaltlich vertreten ist, kann
nach Art. 147 Abs. 6 der Verfahrensordnung das ordnungsgemal
ausgefullte und unterzeichnete Formular bei der Kanzlei in
Papierform auf dem Postweg oder durch physische Ubergabe an der
in Nr.3 angegeben Anschrift einreichen. Ein Formular, das nicht
handschriftlich unterzeichnet ist, wird nicht bearbeitet.

Ist der Antragsteller bei der Einreichung des
Prozesskostenhilfeformulars anwaltlich vertreten, so findet fur die
Einreichung Art.72 Abs.1 der Verfahrensordnung unter
Berucksichtigung der Bestimmungen von Nr. 121 Anwendung.

Das Prozesskostenhilfeformular soll dem Gericht die Angaben
gemald Art. 147 Abs. 3 und 4 der Verfahrensordnung an die Hand
geben, die erforderlich sind, um sachgerecht Uber den Antrag
entscheiden zu kdnnen. Dabei handelt es sich um:

— Angaben zur wirtschaftlichen Lage des Antragstellers
und,

— sofern die Klage noch nicht erhoben worden ist, Angaben zu
ihrem Gegenstand, zum Sachverhalt und zum Klagevorbringen.

Damit der Antrag berucksichtigt werden kann, hat der Antragsteller
mit dem Prozesskostenhilfeformular Unterlagen einzureichen, die
die in Nr. 259 angefuhrten Angaben belegen.

Mit dem Prozesskostenhilfeformular sind gegebenenfalls die in
Art. 51 Abs.2 und 3 sowie Art. 78 Abs.4 der Verfahrensordnung
genannten Schriftsticke einzureichen. AuBRerdem mussen die in
Art. 51 Abs. 2 und 3 der Verfahrensordnung genannten Dokumente
in jedem Stadium des Verfahrens auf Verlangen vorgelegt werden
kdénnen.

Das ordnungsgemal’d ausgefullte Prozesskostenhilfeformular und
die Belege mussen aus sich heraus verstandlich sein.
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263.

264.

265.

A.2.

266.

267.

268.

269.

Wiederholt der Antragsteller seinen Antrag, ohne dass der neue
Antrag auf neue Gesichtspunkte gestutzt ware, so wird der Antrag
nicht registriert, wortber der Antragsteller unterrichtet wird.

Unbeschadet der Moglichkeit fur das Gericht, nach den Art. 89 und
90 der Verfahrensordnung Informationen oder die Vorlage weiterer
Unterlagen zu verlangen, kann der Antrag auf Bewilligung von
Prozesskostenhilfe nicht durch die spatere Einreichung von
Nachtragen erganzt werden. Nachtrage, die eingereicht werden,
ohne vom Gericht angefordert worden zu sein, werden
zuruckgewiesen. In Ausnahmefallen kdnnen Belege zum Nachweis
der Bedurftigkeit des  Antragstellers gleichwohl  spater
entgegengenommen werden, sofern ihre verspatete Einreichung
angemessen erlautert wird.

Die Einreichung des Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe
bewirkt die Hemmung - nicht die Unterbrechung - der Klagefrist bis
zur Zustellung des Beschlusses, mit dem Uber den Antrag
entschieden wird, oder, wenn mit diesem Beschluss kein Anwalt zur
Vertretung des Antragstellers bestimmt wird, bis zum Tag der
Zustellung des Beschlusses, mit dem ein Anwalt zur Vertretung des
Antragstellers bestimmt wird. Die fur die Einreichung der
Klageschrift verbleibende Klagefrist kann somit extrem kurz sein.
Dem ordnungsgemal} anwaltlich vertretenen
Prozesskostenhilfeempfanger wird daher empfohlen, besonderes
Augenmerk auf die Einhaltung der gesetzlichen Frist zu legen.

Vorabentscheidungssachen

Ist eine Partei des Ausgangsrechtsstreits aul3erstande, die Kosten
des Verfahrens vor dem Gericht ganz oder teilweise zu bestreiten, so
kann sie jederzeit nach Maligabe der Art.239 bis 241 der
Verfahrensordnung die Bewilligung von Prozesskostenhilfe
beantragen.

Der Antragsteller, der nicht anwaltlich vertreten ist, kann seinen
Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe bei der Kanzlei in
Papierform auf dem Postweg oder durch physische Ubergabe an der
in Nr.3 angegebenen Anschrift einreichen. Ein Antrag, der nicht
handschriftlich unterzeichnet ist, wird nicht bearbeitet.

Ist der Antragsteller bei der Einreichung seines Antrags auf
Bewilligung von Prozesskostenhilfe anwaltlich oder durch eine dazu
berechtigte Person, die nicht die Eigenschaft eines Anwalts hat,
vertreten, so erfolgt die Einreichung gemall den in Art. 205 der
Verfahrensordnung vorgesehenen Modalitaten.

Antrage auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe koénnen nur
bertcksichtigt werden, wenn ihnen alle notwendigen Auskunfte und
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270.

Belege beigefugt sind, die dem Gericht eine Beurteilung der
tatsachlichen wirtschaftlichen Lage des Antragstellers ermdglichen.
Vor diesem Hintergrund ist es daher wichtig, dass der Antragsteller
dem Gericht sowohl Dokumente vorlegt, die seine Einkunfte und
Bezlige verschiedener Art belegen (z. B. eine Gehaltsabrechnung,
einen Bankkontoauszug oder ein von einer Behorde oder einem
Sozialversicherungstrager ausgestelltes Dokument), als auch
Dokumente betreffend die Ausgaben, die er zu bestreiten hat (z. B.
einen Miet- oder Kreditvertrag, eine Bescheinigung Uber die
SchulgeblUhren  eines  unterhaltsberechtigten  Kindes, eine
Honorarabrechnung oder sonstige Rechnungen). Da das Gericht in
Vorlagesachen auf Ersuchen eines Gerichts eines Mitgliedstaats
entscheidet, mussen die Parteien des Ausgangsrechtsstreits
Prozesskostenhilfe vorrangig bei diesem Gericht oder den
zustandigen Stellen des betreffenden Mitgliedstaats beantragen; die
vom Gericht gewahrte Hilfe ist gegentuber der auf nationaler Ebene
gewahrten Hilfe nachrangig. Gemall Art.239 Abs.3 der
Verfahrensordnung hat der Antragsteller, wenn er bereits
Prozesskostenhilfe vor dem vorlegenden Gericht bezogen hat, den
Beschluss dieses Gerichts vorzulegen und genau anzugeben, was
von den bereits bewilligten Betragen gedeckt ist.

Gibt das Gericht einem Antrag auf Bewilligung von
Prozesskostenhilfe statt, so tragt es ausschlieBBlich - gegebenenfalls
in den vom Spruchkdrper festgesetzten Grenzen - die Kosten der
Unterstitzung und der Vertretung des Antragstellers vor dem
Gericht.
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IX.

A.1.

1)

271.

272.

273.

274.

2)

275.

276.

EILVERFAHREN

Beschleunigtes Verfahren
Klageverfahren
Antrag auf Durchfiihrung des beschleunigten Verfahrens

Gemal Art. 152 Abs. 1 der Verfahrensordnung ist der Antrag auf
Durchfuhrung des beschleunigten Verfahrens mit gesondertem
Schriftsatz gleichzeitig - je nach Fall - mit der Klageschrift oder der
Klagebeantwortung einzureichen und muss eine Begrindung
enthalten, in der die besondere Dringlichkeit der Rechtssache und
die sonstigen relevanten Umstande dargelegt werden.

Zur Erleichterung der sofortigen Behandlung durch die Kanzlei muss
die erste Seite des Antrags auf Durchfihrung des beschleunigten
Verfahrens die Angabe enthalten, dass der Antrag auf der Grundlage
der Art. 151 und 152 der Verfahrensordnung eingereicht wird. Die
Klageschrift bzw.

Klagebeantwortung, die von der Partei eingereicht wird, die das
beschleunigte Verfahren beantragt, darf grundsatzlich nicht langer
als 25 Seiten sein. Diese Klageschrift bzw. Klagebeantwortung muss
den Vorgaben der Nrn. 162 bis 172 sowie 174 bis 179 entsprechen.

Es wird empfohlen, dass die Partei, die eine Entscheidung im
beschleunigten Verfahren beantragt, in ihrem Antrag die Grinde,
Argumente oder Passagen des betreffenden Schriftsatzes
(Klageschrift oder Klagebeantwortung) angibt, die nur fur den Fall
vorgetragen werden, dass nicht im beschleunigten Verfahren
entschieden wird. Diese Angaben nach Art.152 Abs.2 der
Verfahrensordnung sind im Antrag genau und unter Nennung der
Nummern der betreffenden Absatze zu machen.

Gekiirzte Fassung

Es wird empfohlen, dem Antrag auf Entscheidung im beschleunigten
Verfahren mit den in Nr.274 genannten Angaben die gekurzte
Fassung des betreffenden Schriftsatzes als Anlage beizufugen.

Fir eine zugige Behandlung muss die gekurzte Fassung den
folgenden Anweisungen entsprechen:

a) Die gekirzte Fassung hat die Form der ursprunglichen Fassung
des betreffenden Schriftsatzes; die Auslassungen sind durch das
in eckige Klammern gesetzte Wort ,,omissis” gekennzeichnet.
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277.

3)

278.

279.

280.

b) Die auch in der gekUrzten Fassung enthaltenen Absatze behalten
die Nummern, die sie in der ursprunglichen Fassung des
betreffenden Schriftsatzes hatten.

c) Das der gekurzten Fassung beigefigte Anlagenverzeichnis
enthalt, wenn diese Fassung nicht auf samtliche Anlagen der
ursprunglichen Fassung des betreffenden Schriftsatzes verweist,
den Vermerk ,omissis” zur Kenntlichmachung jeder
weggefallenen Anlage.

d) Die auch in der gekurzten Fassung enthaltenen Anlagen behalten
die Nummern, die sie im Anlagenverzeichnis der ursprunglichen
Fassung des betreffenden Schriftsatzes hatten.

e) Die im Anlagenverzeichnis der gekirzten Fassung aufgefUhrten
Anlagen sind dieser Fassung beizufugen.

Verlangt das Gericht nach Art. 151 Abs. 3 der Verfahrensordnung die
Einreichung einer gekurzten Fassung des Schriftsatzes, ist diese
nach den vorstehenden Anweisungen zu erstellen, soweit keine
anderen Vorgaben gemacht werden.

Klagebeantwortung

Der Beklagte muss innerhalb einer Frist von einem Monat antworten
auf:

— die Klageschrift, wenn der Klager in seinem Antrag nicht die
Grunde, Argumente oder Passagen seiner Klageschrift angegeben
hat, die nur fur den Fall vorgetragen werden, dass nicht im
beschleunigten Verfahren entschieden wird;

— die Klagegrunde und das Vorbringen in der Klageschrift - wie sie
im Licht der Angaben im Antrag auf Entscheidung im
beschleunigten Verfahren zu verstehen ist-, wenn der Klager
solche Angaben macht;

— die Klagegrinde und das Vorbringen, die bzw. das in der
gekUrzten Fassung der Klageschrift enthalten sind bzw. ist, wenn
dem Antrag eine solche gekurzte Fassung beigefugt ist.

Beschlie3t das Gericht, den Antrag auf Entscheidung im
beschleunigten Verfahren zurtickzuweisen, bevor der Beklagte seine
Klagebeantwortung eingereicht hat, so wird die in Art. 154 Abs. 1 der
Verfahrensordnung fur die Einreichung dieses Schriftsatzes
vorgesehene Frist von einem Monat um einen weiteren Monat
verlangert.

BeschlieRit das Gericht, den Antrag auf Entscheidung im
beschleunigten Verfahren zurtckzuweisen, nachdem der Beklagte
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4)

281.

282.

A.2.

283.

284.

285.

seine Klagebeantwortung innerhalb der Monatsfrist von Art. 154
Abs. 1 der Verfahrensordnung eingereicht hat, so wird ihm eine
neue Frist von einem Monat nach Zustellung der Entscheidung Uber
die Zurlckweisung des Antrags auf Entscheidung im beschleunigten
Verfahren gewahrt, damit er seine Klagebeantwortung erganzen
kann.

Miindliches Verfahren

Da im beschleunigten Verfahren das schriftliche Verfahren
grundsatzlich auf einen Schriftsatzwechsel beschrankt ist, liegt der
Schwerpunkt auf dem mundlichen Verfahren, und es wird innerhalb
kurzer Frist nach Abschluss des schriftlichen Verfahrens eine
mundliche Verhandlung durchgefihrt. Das Gericht kann jedoch
beschlieRen, ohne mundliches Verfahren zu entscheiden, wenn die
Hauptparteien innerhalb einer vom Prasidenten gesetzten Frist
anzeigen, dass sie auf eine Teilnahme an der mundlichen
Verhandlung verzichten und das Gericht sich durch die Aktenstlcke
der Rechtssache fur hinreichend unterrichtet halt.

Hat das Gericht die Einreichung eines Streithilfeschriftsatzes nicht
gestattet, kann der Streithelfer nur mandlich Stellung nehmen, wenn
eine mundliche Verhandlung durchgefuhrt wird.

Vorabentscheidungssachen

Nach den Art.237 und 238 der Verfahrensordnung kann eine
Vorabentscheidungssache auf Antrag des vorlegenden Gerichts oder
von Amts wegen einem beschleunigten Verfahren unterworfen
werden.

Vorlaufiger Rechtsschutz in Klageverfahren: Aussetzung
und sonstige einstweilige Anordnungen

Nach Art. 156 Abs.5 der Verfahrensordnung ist der Antrag auf
Aussetzung der Vollziehung oder sonstige einstweilige Anordnungen
mit gesondertem Schriftsatz einzureichen. Er muss aus sich selbst
heraus und ohne Bezugnahme auf die Klageschrift, einschlieBlich
der Anlagen zu dieser, verstandlich sein.

Zur Erleichterung der sofortigen Behandlung durch die Kanzlei muss
die erste Seite des Antrags auf Aussetzung der Vollziehung oder auf
Erlass sonstiger einstweiliger Anordnungen die Angabe enthalten,
dass der Antrag auf der Grundlage von Art.156 der
Verfahrensordnung eingereicht wird und, gegebenenfalls, dass er
einen auf Art. 157 Abs. 2 der Verfahrensordnung gestutzten Antrag
enthalt.
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286.

287.

288.

289.

Im Antrag auf Aussetzung der Vollziehung oder sonstige einstweilige
Anordnungen sind an erster Stelle der Streitgegenstand sowie klar
und knapp die Sach- und Rechtsgrunde, auf die die Klage gestutzt
wird und die dem ersten Anschein nach auf deren Begrindetheit
schlieBen lassen (fumus boni iuris), anzufuhren. An zweiter Stelle sind
in dem Antrag die begehrten Anordnungen genau zu bezeichnen. An
dritter Stelle sind darin die Umstande, aus denen sich die
Dringlichkeit ergibt, in begrindeter und dokumentierter Weise
anzufuhren.

Gemald Art. 156 Abs.4 Satz2 der Verfahrensordnung muss der
Antrag auf vorlaufigen Rechtsschutz samtliche verfugbaren Beweise
und Beweisangebote enthalten, die dazu bestimmt sind, den Erlass
der einstweiligen Anordnungen zu rechtfertigen. So muss der fur die
Gewahrung vorlaufigen Rechtsschutzes zustandige Richter Uber
konkrete und genaue Angaben verfugen, die durch detaillierte und
gegebenenfalls  beglaubigte  Beweisunterlagen oder  durch
Beweisangebote untermauert werden, aus denen die Situation der
Partei, die die einstweiligen Anordnungen beantragt, ersichtlich wird
und anhand deren die Folgen, die sich wahrscheinlich ohne die
beantragten Anordnungen ergeben wurden, abgeschatzt werden
kénnen.

Da der Antrag auf vorlaufigen Rechtsschutz eine Beurteilung des
fumus boni iuris in einem summarischen Verfahren ermdoglichen soll,
darf der Wortlaut der Klageschrift nicht vollstandig wiederholt
werden.

Um eine schleunige Bearbeitung des Antrags auf vorlaufigen
Rechtsschutz zu ermdglichen, darf er die Obergrenze von 25 Seiten
grundsatzlich nicht Uberschreiten, wobei der Gegenstand und die
Umstande der Rechtssache berucksichtigt werden.
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290.

291.

INKRAFTTRETEN DIESER PRAKTISCHEN
DURCHFUHRUNGSBESTIMMUNGEN

Durch diese PDB werden die Praktischen
Durchfuhrungsbestimmungen vom 20. Mai 2015 (ABI. 2015, L 152,
S. 1) in der am 13. Juli 2016 (ABI. 2016, L 217, S. 78), am 17. Oktober
2018 (ABI. 2018, L 294, S.23) und am 1. Februar 2023 (ABI. 2023
L 73, S. 58) geanderten sowie am 17. Oktober 2018 (ABI. 2018, L 296,
S. 40) berichtigten Fassung aufgehoben und ersetzt.

Diese PDB werden im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlicht
und treten am 1. September 2024 in Kraft.

Luxemburg, den 10. Juli 2024

Der Kanzler Der Prasident

V. DI BUCCI M. VAN DER WOUDE
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ANHANGE

Anhang 1: Liste der Zusatze (Nrn. 15, 16 und 18 dieser PDB)

Al Prozesskostenhilfe
DEP Kostenfestsetzung
Int, gefolgt von einer Nummer mit | Streithilfe

rémischen Ziffern, die die
chronologische Reihenfolge der
Einreichung der Antrage auf Zulassung
zur Streithilfe angibt

INTP Dolmetschen

OoP Einspruch gegen ein Versaumnisurteil

OST Unterlassen einer Entscheidung

R Vorlaufiger Rechtsschutz

REC Berichtigung

RENV Zuruckverweisung  (nach  Aufhebung
infolge eines Rechtsmittels)

REV Wiederaufnahme

TO Drittwiderspruch
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Anhang 2: Voraussetzungen, bei deren Nichtbeachtung die Klageschrift nicht

zugestellt wird
(Nr. 131 dieser PDB)

Unterbleibt eine Mangelbehebung bezlglich der folgenden Punkte, so kann dies die
Abweisung der Klage wegen Unzulassigkeit gemald Art. 78 Abs. 6 und Art. 177 Abs. 6
der Verfahrensordnung zur Folge haben.

Klageverfahren, ausgenommen
Rechtssachen betreffend die Rechte
des geistigen Eigentums

Rechtssachen betreffend die Rechte
des geistigen Eigentums

Einreichung des Ausweises im Sinne
von Art. 51 Abs. 2 der
Verfahrensordnung, sofern der
betreffende Ausweis nicht bereits fur
die Er6ffnung eines Zugangskontos zu
e-Curia hinterlegt wurde (Art. 51 Abs. 2
der Verfahrensordnung)

Einreichung des Ausweises im Sinne
von Art. 51 Abs. 2 der
Verfahrensordnung, sofern der
betreffende Ausweis nicht bereits fur
die Eroffnung eines Zugangskontos zu
e-Curia hinterlegt wurde (Art. 51 Abs. 2
der Verfahrensordnung)

b)

Einreichung eines Nachweises der
Rechtspersonlichkeit der juristischen
Person des Privatrechts (Art. 78 Abs. 4
der Verfahrensordnung)

Einreichung eines Nachweises der
Rechtspersonlichkeit der juristischen
Person des Privatrechts (Art. 177 Abs. 4
der Verfahrensordnung)

Einreichung der Vollmacht, wenn die
vertretene Partei eine juristische
Person des Privatrechts ist (Art. 51
Abs. 3 der Verfahrensordnung)

Einreichung der Vollmacht, wenn die
vertretene Partei eine juristische
Person des Privatrechts ist (Art. 51
Abs. 3 der Verfahrensordnung)

d)

Einreichung  des  angefochtenen
Rechtsakts (Nichtigkeitsklage) oder der
Unterlage, aus der sich der Zeitpunkt
der Aufforderung zum Handeln ergibt
(Untatigkeitsklage) (Art.21 Abs.2 der
Satzung; Art. 78 Abs. 1 der
Verfahrensordnung)

Einreichung der angefochtenen
Entscheidung der Beschwerdekammer
(Art. 177 Abs. 3 der
Verfahrensordnung)

Einreichung der Beschwerde im Sinne
von Art. 90 Abs. 2 des Beamtenstatuts

und der Entscheidung Uuber die
Beschwerde (Art.78 Abs.2 der
Verfahrensordnung)
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Klageverfahren, ausgenommen
Rechtssachen betreffend die Rechte
des geistigen Eigentums

Rechtssachen betreffend die Rechte
des geistigen Eigentums

f) | Einreichung einer Ausfertigung des
Vertrags, der die Schiedsklausel
enthalt (Art. 78 Abs. 3 der
Verfahrensordnung)
g) Angabe der Namen  samtlicher
Beteiligter des Verfahrens vor der
Beschwerdekammer und der von
diesen fur die Zwecke der Zustellungen
angegebenen Anschriften, wenn die
Umstande es rechtfertigen (Art. 177
Abs. 2 der Verfahrensordnung)
h) | Angabe des Datums der Einreichung | Angabe des Datums der Zustellung der

der Beschwerde im Sinne von Art. 90
Abs. 2 des Beamtenstatuts und der
Mitteilung der Entscheidung Uber die
Beschwerde (Art.78 Abs.2 der
Verfahrensordnung)

Entscheidung der Beschwerdekammer
(Art. 177 Abs. 3 der
Verfahrensordnung)
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Anhang 3: Formvorschriften, bei deren Nichtbeachtung sich die Zustellung

verzogert
(Nr. 132 dieser PDB)

a) Angabe des Wohnsitzes des Klagers (Art. 21 Abs.1 der Satzung; Art.76
Buchst. a und Art. 177 Abs. 1 Buchst. a der Verfahrensordnung)

b) Angabe der Anschrift des Vertreters des Klagers (Art. 76 Buchst. b und
Art. 177 Abs. 1 Buchst. b der Verfahrensordnung)

C) Neues Original der gekurzten Klageschrift (Nrn. 160 und 161 dieser PDB)

d) Neues Original der Klageschrift mit identischem Inhalt mit Nummerierung
der Absatze (Nr. 109 Buchst. c dieser PDB)

e) Neues, paginiertes Original der Klageschrift mit identischem Inhalt (Nr. 109
Buchst. d dieser PDB)

f) Einreichung des Anlagenverzeichnisses mit den Pflichtangaben (Art. 72
Abs. 3 der Verfahrensordnung; Nr. 115 dieser PDB)

g) Einreichung der in der Klageschrift aufgefuhrten, jedoch nicht eingereichten
Anlagen (Art. 72 Abs. 3 der Verfahrensordnung)

h) Einreichung der paginierten Anlagen (Nr. 118 Buchst. c dieser PDB)

Einreichung der mit einer Nummer versehenen Anlagen (Nr. 118 Buchst. a
dieser PDB)
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Anhang 4: Formvorschriften, deren Nichtbeachtung die Zustellung nicht

hindert
(Nr. 133 dieser PDB)

a)

Einreichung des Ausweises im Sinne von Art. 51 Abs. 2 der Verfahrensordnung
far etwaige weitere Anwalte, sofern der betreffende Ausweis nicht bereits fur
die Eroffnung eines Zugangskontos zu e-Curia hinterlegt wurde (Art. 51 Abs. 2
der Verfahrensordnung)

b)

In anderen Rechtssachen als solchen betreffend die Rechte des geistigen
Eigentums: Einreichung der Zusammenfassung der Klagegrinde und
wesentlichen Argumente (Nrn. 167 und 168 dieser PDB)

Einreichung der Ubersetzung einer in einer anderen Sprache abgefassten
Unterlage in die Verfahrenssprache (Art. 46 Abs. 2 der Verfahrensordnung)

d)

Vorlage der Tabelle mit der Auflistung der Klager bei mehr als zehn Klagern
(Nrn. 169 und 170 dieser PDB)

e)

Vorlage einer kurzen Darstellung der Gliederung oder eines
Inhaltsverzeichnisses (Nr. 110 dieser PDB)

-72 -




	D.1. Führung der Akten der Rechtssache
	D.2. Akteneinsicht und Erhalt von Kopien der Akten der Rechtssache
	C.1. Gemeinsame Bestimmung
	C.2. Klageverfahren
	C.3. Vorabentscheidungssachen
	G.1. Allgemeines
	G.2. Vertrauliche Behandlung im Fall eines Antrags auf Zulassung zur Streithilfe
	G.3. Vertrauliche Behandlung im Fall der Verbindung von Rechtssachen
	G.4. Vertrauliche Behandlung im Rahmen von Art. 103 der Verfahrensordnung
	G.5. Vertrauliche Behandlung im Rahmen von Art. 104 der Verfahrensordnung
	G.6. Vertrauliche Behandlung im Rahmen von Art. 105 der Verfahrensordnung
	A.1. Von den Parteien eingereichte Verfahrensschriftstücke
	A.2. Anlagenverzeichnis
	A.3. Anlagen
	E.1. Allgemeines
	E.2. Behebung von Mängeln der Klageschrift
	E.3. Behebung von Mängeln bei anderen Verfahrensschriftstücken
	A.1. Von den in Art. 23 der Satzung bezeichneten Beteiligten eingereichte Verfahrensschriftstücke
	A.2. Anlagenverzeichnis
	A.3. Anlagen
	A.1. Klageverfahren
	A.2. Vorabentscheidungssachen
	A.3. Behebung des Mangels übermäßig langer Schriftsätze
	B.1. Klageverfahren, außer in Rechtssachen betreffend die Rechte des geistigen Eigentums
	B.2. Rechtssachen betreffend die Rechte des geistigen Eigentums
	B.3. Vorabentscheidungssachen
	A.1. Gemeinsame Bestimmung
	A.2. Klageverfahren
	A.3. Vorabentscheidungssachen
	B.1. Gemeinsame Bestimmungen
	B.2. Klageverfahren
	B.3. Vorabentscheidungssachen
	D.1. Antrag auf Einsatz einer Videokonferenz
	D.2. Technische Voraussetzungen
	D.3. Praktische Empfehlungen
	A.1. Klageverfahren
	A.2. Vorabentscheidungssachen
	A.1. Klageverfahren
	A.2. Vorabentscheidungssachen



